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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

1. Abschnitt 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Finanzen 

Artikel 1 
Änderung des Bundeshaushaltsgesetzes 2013 

§ 122. (10.) § 12 Abs. 5 Z 2 lit. c in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 34/2016 tritt mit 30. April 2016 in Kraft. 

§ 122. (10) § 12 Abs. 5 Z 2 lit. c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 34/2016 tritt mit 30. April 2016 in Kraft. 

(11) § 15 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2017 
tritt am 1. April 2017 in Kraft und mit 31. Dezember 2018 außer Kraft und in 
der Fassung vom 31. März 2017 wieder in Kraft. 

(11) § 15 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2017 tritt 
am 1. April 2017 in Kraft. 

 (13) § 122 Abs. 10 und Abs. 11 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
XXX/2018 treten mit 1. Mai 2018 in Kraft. 

Artikel 2 
Änderung des Bundesgesetzes über die Einrichtung einer Wohnbauinvestitionsbank 

§ 3. (1) Die WBIB hat an gemeinnützige und gewerbliche Wohnbauträger 
sowie an Gebietskörperschaften zu den in § 1 Abs. 2 und 3 genannten Zwecken 
Kredite zu vergeben. Die Vergabe von bundesbehafteten Kredite darf nur im 
Rahmen der gemäß § 5 erlassenen Richtlinien erfolgen. 

§ 3. (1) Die WBIB hat an gemeinnützige und gewerbliche Wohnbauträger 
sowie an Gebietskörperschaften zu den in § 1 Abs. 2 und 3 genannten Zwecken 
Kredite zu vergeben. Die Vergabe von Krediten darf nur im Rahmen der gemäß § 5 
erlassenen Richtlinien erfolgen. 

Voraussetzungen  

§ 4. (1) und (2) …  

(3) Die WBIB hat vorzusehen, dass durchschnittlich mindestens 50 vH der 
pro Kalenderjahr aus bundesbehafteten Mitteln zu vergebenden Finanzierungen 
für baulichkeits- oder projektbezogene Kofinanzierungen zu den 
Wohnbauförderungsmitteln der Länder zur Verfügung stehen. Maßnahmen zur 
Errichtung siedlungsbezogener Wohninfrastruktur bleiben bei der Berechnung 
dieser Quote außer Betracht. 

(3) Die WBIB hat vorzusehen, dass durchschnittlich mindestens 50 vH der pro 
Kalenderjahr zu vergebenden Finanzierungen für baulichkeits- oder 
projektbezogene Kofinanzierungen zu den Wohnbauförderungsmitteln der Länder 
zur Verfügung stehen. Maßnahmen zur Errichtung siedlungsbezogener 
Wohninfrastruktur bleiben bei der Berechnung dieser Quote außer Betracht. 

(4) Bundesbehaftete Finanzierungen dürfen nur für Projekte in den Ländern 
erfolgen, die in Form von jährlichen Planungen, innerhalb eines fünfjährigen 

(4) Finanzierungen dürfen nur für Projekte in den Ländern erfolgen, die in 
Form von jährlichen Planungen, innerhalb eines fünfjährigen Planungszeitraums, 
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Planungszeitraums, dokumentieren und den Landtagen darüber berichten, dass 
durch die zusätzlichen Maßnahmen nach diesem Bundesgesetz unter 
Berücksichtigung der Landesmittel bedarfsgerecht und zusätzlich leistbarer 
Wohnraum geschaffen wird. 

dokumentieren und den Landtagen darüber berichten, dass durch die zusätzlichen 
Maßnahmen nach diesem Bundesgesetz unter Berücksichtigung der Landesmittel 
bedarfsgerecht und zusätzlich leistbarer Wohnraum geschaffen wird. 

(5) Die WBIB hat darüber hinaus vorzusehen, dass insgesamt pro 
Kalenderjahr aus bundesbehaftet zu vergebenden Mitteln durchschnittlich 
mindestens 5 vH für den Bau von Heimen, insbesondere für Schüler, Lehrlinge 
und Studenten zur Verfügung stehen. 

(5) Die WBIB hat darüber hinaus vorzusehen, dass insgesamt pro 
Kalenderjahr durchschnittlich mindestens 5 vH für den Bau von Heimen, 
insbesondere für Schüler, Lehrlinge und Studenten zur Verfügung stehen. 

(6) …  

Haftungen  
§ 7. (1) Der Bundesminister für Finanzen darf nach Maßgabe der im 

jeweiligen Bundesfinanzgesetz oder in einem besonderen Bundesgesetz gemäß 
Art. 42 Abs. 5 B-VG vorgesehenen Ermächtigung, für Kreditoperationen der 
WBIB gemäß § 3 Abs. 2 Z 2, namens des Bundes Haftungen gemäß § 82 des 
Bundeshaushaltsgesetzes 2013 (BHG 2013), BGBl. I Nr. 139/2009, in der Form 
von Ausfallsbürgschaften gemäß § 1356 ABGB übernehmen. Der 
Bundesminister für Finanzen darf von dieser Ermächtigung nur Gebrauch 
machen, wenn der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Gegenwert) dieser 
Haftungen 500 Millionen Euro an Kapital, Zinsen und Kosten nicht übersteigt. 

 

(2) Mit Bundeshaftung finanzierte Kredite dürfen durch die WBIB nur im 
Rahmen der gemäß § 5 erlassenen Richtlinien vergeben werden. 

 

Abgaben- und Gebührenbefreiungen  

§ 9. (1) Die erforderlichen Rechtsgeschäfte der WBIB gemäß § 3 Abs. 1 
und 3 sowie § 7 sind von den Rechtsgebühren befreit. Die durch dieses 
Bundesgesetz unmittelbar veranlassten Eingaben sind von den Stempelgebühren 
befreit. 

§ 9. (1) Die erforderlichen Rechtsgeschäfte der WBIB gemäß § 3 Abs. 1 und 3 
sind von den Rechtsgebühren befreit. Die durch dieses Bundesgesetz unmittelbar 
veranlassten Eingaben sind von den Stempelgebühren befreit. 

(2) …  

Schlussbestimmungen  

§ 10. (1) und (2) …  

(3) Dieses Bundesgesetz, ausgenommen § 7, tritt mit 1. Jänner 2016 in 
Kraft. § 7 tritt mit dem auf die Nichtuntersagung der Bundeshaftung durch die 
Europäische Kommission folgenden Monatsersten in Kraft. Der Bundesminister 
für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft hat die Nichtuntersagung der 

(3) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 
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Bundeshaftung und das Datum des Inkrafttretens im Bundesgesetzblatt 
kundzumachen. 

(4) Eine Betrauung der WBIB gemäß § 2 Abs. 1, einschließlich der 
Möglichkeit, bundesbehaftete Kreditoperationen gemäß § 3 Abs. 2 Z 2 in 
Verbindung mit § 7 durchzuführen, kann nur wirksam werden, wenn spätestens 
drei Monate nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes eine Bankkonzession 
gemäß § 2 Abs. 2 beantragt worden ist. Dabei sind jedenfalls vorzulegen: 

(4) Eine Betrauung der WBIB gemäß § 2 Abs. 1 kann nur wirksam werden, 
wenn spätestens drei Monate nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes eine 
Bankkonzession gemäß § 2 Abs. 2 beantragt worden ist. Dabei sind jedenfalls 
vorzulegen: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
(5) Der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft wird 

ermächtigt, mit Verordnung: 
 

 1. …  
 2. im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen nähere 

Regelungen für den Fall vorzusehen, dass binnen aufrechter Frist gem. 
Abs. 4 (oder gegebenenfalls Z 1) zwei oder mehrere auf die Einrichtung 
einer WBIB gemäß § 2 gerichtete Anträge auf eine Bankkonzession 
gemäß § 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Z 11 Bankwesengesetz bei der 
Finanzmarktaufsichtsbehörde einlangen, wobei insbesondere der 
Bundes-Haftungsbetrag gemäß § 7 insgesamt nicht überschritten 
werden darf und die jeweilige Höhe des von den Antragstellern 
tatsächlich eingezahlten Eigenkapitals zu berücksichtigen ist. 

 2. im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen nähere 
Regelungen für den Fall vorzusehen, dass binnen aufrechter Frist gem. 
Abs. 4 (oder gegebenenfalls Z 1) zwei oder mehrere auf die Einrichtung 
einer WBIB gemäß § 2 gerichtete Anträge auf eine Bankkonzession gemäß 
§ 1 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Z 11 Bankwesengesetz bei der 
Finanzmarktaufsichtsbehörde einlangen, wobei insbesondere die jeweilige 
Höhe des von den Antragstellern tatsächlich eingezahlten Eigenkapitals zu 
berücksichtigen ist. 

(6) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsichtlich der §§ 7 und 
9 Abs. 1 der Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich des § 5 der 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich § 9 Abs. 2 der 
Bundesminister für Justiz gemeinsam mit dem Bundesminister für Finanzen und 
hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft betraut. 

(6) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsichtlich des § 9 Abs. 1 
der Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich des § 5 der Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich § 9 Abs. 2 der Bundesminister für Justiz 
gemeinsam mit dem Bundesminister für Finanzen und hinsichtlich der übrigen 
Bestimmungen der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
betraut. 

Artikel 4 
Änderung des Bundesimmobiliengesetzes 

 § 19a. (1) Die Ausgangsbasis für die Berechnung der in den Mietverhältnissen 
nach § 19 Abs. 1 und 3 zwischen dem Bund und der Bundesimmobiliengesellschaft 
mbH festgelegten Wertsicherung der Hauptmieten wird einmalig neu festgesetzt. 
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 (2) Ausgangsbasis für die Berechnung der Wertsicherung der gemäß § 19 

Abs. 1 für Jänner 2018 vereinbarten Hauptmieten ist die für den Monat Jänner 
2018 verlautbarte Indexzahl nach Verbraucherpreisindex 1996, Ausgangsbasis für 
die Berechnung der gemäß § 19 Abs. 3 für Juni 2018 festgelegten oder 
vereinbarten Hauptmieten ist die für den Monat Juni 2018 verlautbarte Indexzahl 
nach Verbraucherpreisindex 1986. Die Wertsicherungsvereinbarungen bleiben 
ansonsten unberührt. 

 (3) Die Abs. 1 und 2 gelten auch, wenn an Stelle des Bundes ein 
Rechtsträger im Wege der Gesamtrechtsnachfolge als Mieter in Mietverhältnisse 
gemäß § 19 Abs. 1 und 3 oder eine Gesellschaft, die unmittelbar oder mittelbar zu 
100 vH im Eigentum der Bundesimmobiliengesellschaft mbH steht, an Stelle der 
Bundesimmobiliengesellschaft mbH als Vermieter eingetreten ist. 

7. Abschnitt 7. Abschnitt 
Überleitung der Bediensteten 

Beamte des Bundes 

Überleitung der Bediensteten 

Beamte des Bundes 
§ 24. (1) Für Beamte gemäß Abs. 2 wird das „Amt der Bundesimmobilien“ 

eingerichtet. Diese Dienststelle ist dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit unmittelbar nachgeordnet und wird von dem für die 
Personalangelegenheiten zuständigen Geschäftsführer der 
Immobilienmanagementgesellschaft des Bundes mbH geleitet, der in dieser 
Funktion an die Weisungen des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit 
gebunden ist. Dieses Amt ist Dienstbehörde erster Instanz im Sinne des § 2 der 
Dienstrechtsverfahrensverordnung 1981, BGBl. Nr. 162/1981, in der jeweils 
geltenden Fassung. Der Umfang seiner Befugnisse richtet sich nach § 1 der 
Dienstrechtsverfahrensverordnung. Gegen seine Entscheidungen steht der 
Rechtszug an den Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit offen. 

§ 24. (1) „Für Beamte gemäß Abs. 2 wird das „Amt der Bundesimmobilien“ 
eingerichtet. Dieses Amt ist als Dienstbehörde dem Bundesminister für Finanzen 
nachgeordnet und wird vom Geschäftsführer der Gesellschaft geleitet. Der 
Geschäftsführer ist in dieser Funktion an die Weisungen des Bundesministers für 
Finanzen gebunden.“. 

(2) bis (5) ……. (2) bis (5) ……. 
Vollziehung 

Vollziehung 
 § 47. Mit der Vollziehung ist hinsichtlich  

 1. der §§ 6 Abs. 2, 15, 18, 19 Abs. 1 und Abs. 2, 31, 33, 34, 39a, 39b, 39c 
und 43 der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen 
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mit dem Bundesminister für Finanzen 

 2. der §§ 10 Abs. 1, 13, 14, 36 Abs. 1 und 2 der Bundesminister für 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit; 

 

 3. der §§ 36 Abs. 3, 39 und 45 der Bundesminister für Finanzen, 
hinsichtlich der Gerichtsgebühren jedoch im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Justiz; 

 

 4. des § 16 der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und dem 
Bundesminister für Justiz; 

 

 5. der §§ 24, 29 und 30 der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für öffentliche Leistung und 
Sport; 

 5. des § 24 der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für öffentlichen Dienst und Sport, 

 6. des § 23 der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im 
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler; 

 

 7. des § 42 der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und mit dem Bundesminister für Inneres; 

 

 8. des § 28 der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen;  
 9. des § 35 der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im 

Einvernehmen mit den Bundesministern für auswärtige 
Angelegenheiten, für Finanzen und für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur; 

 

 10. des § 13 Abs. 4 der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie; 

 

 11. aller übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit 

 

betraut.  

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 48. Die §§ 4 Abs. 4, 16, 17, 19 Abs. 1 und 22 samt Anlagen in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 treten mit Ablauf des 
31. Dezember 2002 in Kraft. 

§ 48. Die §§ 4 Abs. 4, 16, 17, 19 Abs. 1 und 22 samt Anlagen in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2002 
in Kraft. Der § 24 Abs. 1 in der Fassung BGBl. I Nr. xxx/2018 tritt mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
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Artikel 5 
Änderung des Buchhaltungsagenturgesetz – BHAG-G 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 
Errichtung Errichtung 

§ 1. (1) und (2) … § 1. (1) und (2) … 
(3) Die Buchhaltungsagentur ist von ihrem Geschäftsführer unverzüglich 

rückwirkend mit Stichtag des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes beim 
Handelsgericht Wien zur Eintragung ins Firmenbuch anzumelden. § 3 des 
Firmenbuchgesetzes, BGBl. Nr. 10/1991, ist anzuwenden, darüber hinaus sind 
einzutragen: 

(3) Die Buchhaltungsagentur ist von ihrem Geschäftsführer unverzüglich 
rückwirkend mit Stichtag des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes beim 
Handelsgericht Wien zur Eintragung ins Firmenbuch anzumelden. § 3 des 
Firmenbuchgesetzes, BGBl. Nr. 10/1991, ist anzuwenden, darüber hinaus sind 
einzutragen: 

 1. …  1. … 
 2. Name und Geburtsdatum des Geschäftsführers und der 

vertretungsbefugten Personen sowie Beginn und Art ihrer 
Vertretungsbefugnis; 

 2. Name und Geburtsdatum des Geschäftsführers oder der Geschäftsführer 
und der vertretungsbefugten Personen sowie Beginn und Art ihrer 
Vertretungsbefugnis; 

 3. bis 4. ….  3. bis 4. …. 
(4) …. (4) … 

Bestellung, Abberufung und Rücktritt des Geschäftsführers Bestellung, Abberufung und Rücktritt der Geschäftsführung 
§ 7. (1) Für die Buchhaltungsagentur ist ein Geschäftsführer zu bestellen. 

Die Bestellung von Prokuristen durch den Geschäftsführer ist zulässig und 
bedarf der Zustimmung durch den Aufsichtsrat. 

§ 7. (1) Die Buchhaltungsagentur hat einen oder zwei Geschäftsführer. Die 
Bestellung von Prokuristen durch die Geschäftsführung ist zulässig und bedarf der 
Zustimmung durch den Aufsichtsrat. 

(2) Auf die Bestellung des Geschäftsführers findet das 
Stellenbesetzungsgesetz, BGBl. I Nr. 26/1998, Anwendung. Er ist durch den 
Bundesminister für Finanzen auf die Dauer von bis zu fünf Jahren zu bestellen. 

(2) Auf die Besetzung von Geschäftsführungspositionen findet das 
Stellenbesetzungsgesetz, BGBl. I Nr. 26/1998, Anwendung. Die Bestellung zum 
Geschäftsführer erfolgt durch den Bundesminister für Finanzen auf die Dauer von 
bis zu fünf Jahren. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
(5) Der Geschäftsführer kann unbeschadet der Entschädigungsansprüche 

der Buchhaltungsagentur aus bestehenden Verträgen seinen Rücktritt gegenüber 
dem Bundesminister für Finanzen erklären. Liegt ein wichtiger Grund hiefür 
vor, kann der Rücktritt mit sofortiger Wirkung erklärt werden, sonst wird der 
Rücktritt erst nach Ablauf von 30 Tagen wirksam. Vom Rücktritt ist der 

(5) Ein Geschäftsführer kann unbeschadet der Entschädigungsansprüche der 
Buchhaltungsagentur aus bestehenden Verträgen seinen Rücktritt gegenüber dem 
Bundesminister für Finanzen erklären. Liegt ein wichtiger Grund hiefür vor, kann 
der Rücktritt mit sofortiger Wirkung erklärt werden, sonst wird der Rücktritt erst 
nach Ablauf von 30 Tagen wirksam. Vom Rücktritt ist der Vorsitzende des 
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Vorsitzende des Aufsichtsrates zu verständigen. Aufsichtsrates zu verständigen. 

(6) Der Bundesminister für Finanzen kann ein Mitglied des Aufsichtsrates 
für den Zeitraum einer Vakanz der Funktion des Geschäftsführers (Abs. 3 und 4) 
mit der Vertretung der Buchhaltungsagentur bis zur Bestellung eines neuen 
Geschäftsführers beauftragen. In dieser Zeit darf das betroffene Mitglied des 
Aufsichtsrates seine Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied nicht ausüben. 

(6) Der Bundesminister für Finanzen kann ein Mitglied des Aufsichtsrates für 
den Zeitraum einer Vakanz der Funktion eines Geschäftsführers (Abs. 3 und 4) mit 
der Vertretung der Buchhaltungsagentur bis zur Bestellung eines neuen 
Geschäftsführers beauftragen. In dieser Zeit darf das betroffene Mitglied des 
Aufsichtsrates seine Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied nicht ausüben. 

Aufgaben des Geschäftsführers Aufgaben der Geschäftsführung 
§ 8. (1) Dem Geschäftsführer obliegt die Leitung der Buchhaltungsagentur. 

Er hat dabei die Sorgfaltspflichten eines ordentlichen Geschäftsmannes 
anzuwenden und die kaufmännischen Grundsätze zu beachten. 

§ 8. (1) Der Geschäftsführung obliegt die Leitung der Buchhaltungsagentur. 
Sie hat dabei die Sorgfaltspflichten eines ordentlichen Geschäftsmannes 
anzuwenden und die kaufmännischen Grundsätze zu beachten. 

(2) Der Geschäftsführer, der seine Obliegenheiten verletzt, haftet der 
Buchhaltungsagentur für den daraus entstandenen Schaden. Ersatzansprüche 
verjähren in fünf Jahren. 

(2) Ein Geschäftsführer, der seine Obliegenheiten verletzt, haftet der 
Buchhaltungsagentur für den daraus entstandenen Schaden. Ersatzansprüche 
verjähren in fünf Jahren. 

(3) Der Geschäftsführer hat dafür zu sorgen, dass ein Rechnungswesen und 
ein internes Kontrollsystem geführt werden, die den Anforderungen der 
Buchhaltungsagentur entsprechen. Im Rechnungswesen sind die gemäß § 2 
Abs. 2 und Abs. 3 erbrachten Aufgaben in getrennten Rechnungskreisen 
darzustellen. 

(3) Die Geschäftsführung hat dafür zu sorgen, dass ein Rechnungswesen und 
ein internes Kontrollsystem geführt werden, die den Anforderungen der 
Buchhaltungsagentur entsprechen. Im Rechnungswesen sind die gemäß § 2 Abs. 2 
und Abs. 3 erbrachten Aufgaben in getrennten Rechnungskreisen darzustellen. 

(4) Es ist eine Geschäftsordnung festzulegen, die der Genehmigung des 
Aufsichtsrates bedarf. Diese hat insbesondere vorzusehen: 

(4) Es ist eine Geschäftsordnung festzulegen, die der Genehmigung des 
Aufsichtsrates bedarf. Diese hat insbesondere vorzusehen: 

  1. Geschäftsverteilung der Geschäftsführung; 
 1. Festlegung und Änderung der inneren Organisation der 

Buchhaltungsagentur; 
 2. Festlegung und Änderung der inneren Organisation der 

Buchhaltungsagentur; 
 2. Geschäftsverteilung zwischen der Zentralstelle und den Außenstellen;  3. Geschäftsverteilung zwischen der Zentralstelle und den Außenstellen; 
 3. Regelungen für die Vertretung des Geschäftsführers;  4. Regelungen für die Vertretung der Geschäftsführung; 
 4. Durchführung von Personalmaßnahmen bei leitenden Angestellten der 

Buchhaltungsagentur; 
 5. Durchführung von Personalmaßnahmen bei leitenden Angestellten der 

Buchhaltungsagentur; 
 5. Aufnahme von leitenden Angestellten einschließlich der Leiter der 

Außenstellen; 
 6. Aufnahme von leitenden Angestellten einschließlich der Leiter der 

Außenstellen; 
 6. Festlegung von Personalentwicklungs- und Ausbildungsplänen.  7. Festlegung von Personalentwicklungs- und Ausbildungsplänen. 

(5) Der Geschäftsführer hat innerhalb von sechs Monaten ab Bestellung ein 
Geschäftsführungskonzept zu erstellen, das insbesondere einen Investitionsplan 
sowie die Jahresbudgets für das erste Geschäftsjahr und für das darauffolgende 

(5) Die Geschäftsführung hat innerhalb von sechs Monaten ab Bestellung ein 
Geschäftsführungskonzept zu erstellen, das insbesondere einen Investitionsplan 
sowie die Jahresbudgets für das erste Geschäftsjahr und für das darauffolgende 
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Geschäftsjahr zu enthalten hat, und nach Prüfung durch den Aufsichtsrat dem 
Bundesminister für Finanzen zur Genehmigung vorzulegen. 

Geschäftsjahr zu enthalten hat, und nach Prüfung durch den Aufsichtsrat dem 
Bundesminister für Finanzen zur Genehmigung vorzulegen. 

(6) …. (6) … 
Budget Budget 

§ 9. (1) Der Geschäftsführer hat jährlich bis Ende Oktober für das nächste 
Kalenderjahr das Jahresbudget nach Prüfung durch den Aufsichtsrat dem 
Bundesminister für Finanzen vorzulegen. 

§ 9. (1) Die Geschäftsführung hat jährlich bis Ende Oktober für das nächste 
Kalenderjahr das Jahresbudget nach Prüfung durch den Aufsichtsrat dem 
Bundesminister für Finanzen vorzulegen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
Berichtspflichten des Geschäftsführers Berichtspflichten der Geschäftsführung 

§ 10. (1) Der Geschäftsführer hat dem Aufsichtsrat mindestens einmal 
jährlich über grundsätzliche Fragen der Tätigkeit der Buchhaltungsagentur zu 
berichten (Jahresbericht) sowie die künftige Entwicklung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage anhand einer Vorschaurechnung darzustellen. Weiters 
hat er dem Aufsichtsrat, mindestens vierteljährlich, über den Gang der Geschäfte 
und die Lage der Buchhaltungsagentur im Vergleich zur Vorschaurechnung 
unter Berücksichtigung der künftigen Entwicklung zu berichten 
(Quartalsbericht). Bei wichtigem Anlass ist dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates unverzüglich zu berichten; ferner ist über Umstände, die für die 
Liquidität der Buchhaltungsagentur von erheblicher Bedeutung sind, dem 
Aufsichtsrat unverzüglich zu berichten (Sonderbericht). 

§ 10. (1) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat mindestens einmal 
jährlich über grundsätzliche Fragen der Tätigkeit der Buchhaltungsagentur zu 
berichten (Jahresbericht) sowie die künftige Entwicklung der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage anhand einer Vorschaurechnung darzustellen. Weiters hat sie dem 
Aufsichtsrat, mindestens vierteljährlich, über den Gang der Geschäfte und die Lage 
der Buchhaltungsagentur im Vergleich zur Vorschaurechnung unter 
Berücksichtigung der künftigen Entwicklung zu berichten (Quartalsbericht). Bei 
wichtigem Anlass ist dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates unverzüglich zu 
berichten; ferner ist über Umstände, die für die Liquidität der Buchhaltungsagentur 
von erheblicher Bedeutung sind, dem Aufsichtsrat unverzüglich zu berichten 
(Sonderbericht). 

(2) … (2) … 
Planungs- und Berichtssystem Planungs- und Berichtssystem 

§ 11. (1) Der Geschäftsführer hat für die Einrichtung eines Planungs- und 
Berichtssystems zu sorgen, das die Erfüllung seiner Berichterstattungspflichten 
nach den gesetzlichen Vorschriften und den Vorgaben des Bundesministers für 
Finanzen hinsichtlich der Durchführung eines Beteiligungs- und 
Finanzcontrollings gewährleistet. 

§ 11. (1) Die Geschäftsführung hat für die Einrichtung eines Planungs- und 
Berichtssystems zu sorgen, das die Erfüllung ihrer Berichterstattungspflichten nach 
den gesetzlichen Vorschriften und den Vorgaben des Bundesministers für Finanzen 
hinsichtlich der Durchführung eines Beteiligungs- und Finanzcontrollings 
gewährleistet. 

(2) Im Geschäftsführungskonzept gemäß § 8 Abs. 5, in den Jahresbudgets 
gemäß § 9 Abs. 1, in den gemäß § 10 Abs. 1 vom Geschäftsführer dem 
Aufsichtsrat zu erstattenden Berichten, im Planungs- und Berichtssystem gemäß 
§ 11 sowie im Rechnungswesen der Buchhaltungsagentur sind jedenfalls die 
gesetzlichen Aufgaben gemäß § 2 Abs. 2 sowie die sonstigen Aufgaben gemäß 
§ 2 Abs. 3 in getrennten Rechnungskreisen darzustellen. 

(2) Im Geschäftsführungskonzept gemäß § 8 Abs. 5, in den Jahresbudgets 
gemäß § 9 Abs. 1, in den gemäß § 10 Abs. 1 von der Geschäftsführung dem 
Aufsichtsrat zu erstattenden Berichten, im Planungs- und Berichtssystem gemäß 
§ 11 sowie im Rechnungswesen der Buchhaltungsagentur sind jedenfalls die 
gesetzlichen Aufgaben gemäß § 2 Abs. 2 sowie die sonstigen Aufgaben gemäß § 2 
Abs. 3 in getrennten Rechnungskreisen darzustellen. 
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Vertretung der Buchhaltungsagentur Vertretung der Buchhaltungsagentur 

§ 12. (1) Die Buchhaltungsagentur wird in allen Angelegenheiten durch 
den Geschäftsführer vertreten. Die Buchhaltungsagentur wird durch die von ihm 
in ihrem Namen geschlossenen Rechtsgeschäfte berechtigt und verpflichtet; es 
ist gleichgültig, ob das Geschäft ausdrücklich im Namen der 
Buchhaltungsagentur geschlossen worden ist oder ob die Umstände ergeben, 
dass es nach dem Willen der Beteiligten für die Buchhaltungsagentur 
geschlossen werden sollte. Der Geschäftsführer ist mit Zustimmung des 
Aufsichtsrates ermächtigt, geeignete Bedienstete für bestimmte Angelegenheiten 
der Buchhaltungsagentur gemäß den §§ 54 und 55 des Bundesgesetzes über 
besondere zivilrechtliche Vorschriften für Unternehmen 
(Unternehmensgesetzbuch - UGB), dRGBl. S 219/1897, zu bevollmächtigen. 

§ 12. (1) Die Buchhaltungsagentur wird, wenn nur ein Geschäftsführer bestellt 
ist, durch diesen, wenn zwei Geschäftsführer bestellt sind, durch beide 
Geschäftsführer gemeinsam oder durch einen Geschäftsführer gemeinsam mit 
einem Prokuristen vertreten. Die Buchhaltungsagentur wird durch die von ihr in 
ihrem Namen geschlossenen Rechtsgeschäfte berechtigt und verpflichtet; es ist 
gleichgültig, ob das Geschäft ausdrücklich im Namen der Buchhaltungsagentur 
geschlossen worden ist oder ob die Umstände ergeben, dass es nach dem Willen 
der Beteiligten für die Buchhaltungsagentur geschlossen werden sollte. Die 
Geschäftsführung ist mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt, geeignete 
Bedienstete für bestimmte Angelegenheiten der Buchhaltungsagentur gemäß den 
§§ 54 und 55 des Bundesgesetzes über besondere zivilrechtliche Vorschriften für 
Unternehmen (Unternehmensgesetzbuch - UGB), dRGBl. S 219/1897, zu 
bevollmächtigen. 

(2) Der Geschäftsführer ist der Buchhaltungsagentur gegenüber 
verpflichtet, alle Beschränkungen einzuhalten, die in diesem Gesetz oder in einer 
verbindlichen Anordnung des Aufsichtsrates oder des Bundesministers für 
Finanzen für den Umfang seiner Befugnis, die Buchhaltungsagentur zu 
vertreten, festgesetzt sind. 

(2) Die Geschäftsführung ist der Buchhaltungsagentur gegenüber verpflichtet, 
alle Beschränkungen einzuhalten, die in diesem Gesetz oder in einer verbindlichen 
Anordnung des Aufsichtsrates oder des Bundesministers für Finanzen für den 
Umfang ihrer Befugnis, die Buchhaltungsagentur zu vertreten, festgesetzt sind. 

(3) … (3) … 
(4) Der Geschäftsführer sowie das Erlöschen oder eine Änderung seiner 

Vertretungsbefugnis sind ohne Verzug zum Firmenbuch anzumelden. Der 
Anmeldung ist der Nachweis der Bestellung oder der Änderung in beglaubigter 
Form beizufügen. Das Erlöschen der Vertretungsbefugnis kann auch vom 
abberufenen oder zurückgetretenen Geschäftsführer unter Bescheinigung der 
Abberufung oder des Zugangs der Rücktrittserklärung zur Eintragung in das 
Firmenbuch angemeldet werden. Ein neuer Geschäftsführer hat seine 
Unterschrift vor dem Gericht zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter 
Form vorzulegen. Ist eine Person als Geschäftsführer eingetragen oder 
bekanntgemacht, so kann ein Mangel ihrer Bestellung einem Dritten nur 
entgegengehalten werden, wenn der Mangel diesem bekannt war. 

(4) Die Geschäftsführung sowie das Erlöschen oder eine Änderung der 
Vertretungsbefugnis sind ohne Verzug zum Firmenbuch anzumelden. Der 
Anmeldung ist der Nachweis der Bestellung oder der Änderung in beglaubigter 
Form beizufügen. Das Erlöschen der Vertretungsbefugnis kann auch vom 
abberufenen oder zurückgetretenen Geschäftsführer unter Bescheinigung der 
Abberufung oder des Zugangs der Rücktrittserklärung zur Eintragung in das 
Firmenbuch angemeldet werden. Ein neuer Geschäftsführer hat seine Unterschrift 
vor dem Gericht zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter Form vorzulegen. 
Ist eine Person als Geschäftsführer eingetragen oder bekanntgemacht, so kann ein 
Mangel ihrer Bestellung einem Dritten nur entgegengehalten werden, wenn der 
Mangel diesem bekannt war. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 
Aufsichtsrat Aufsichtsrat 

§ 14. (1) bis (5) … § 14. (1) bis (5) … 
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(6) Der Geschäftsführer hat jede Neubestellung und Abberufung von 

Mitgliedern des Aufsichtsrates unverzüglich zur Eintragung in das Firmenbuch 
anzumelden. 

(6) Die Geschäftsführung hat jede Neubestellung und Abberufung von 
Mitgliedern des Aufsichtsrates unverzüglich zur Eintragung in das Firmenbuch 
anzumelden. 

(7) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse 
bestellen. Die gemäß § 110 des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, 
vom Betriebsrat entsandten Mitglieder haben Anspruch darauf, dass in jedem 
Ausschuss des Aufsichtsrates mindestens ein von ihnen namhaft gemachtes 
Mitglied Sitz und Stimme hat; dies gilt nicht für Sitzungen und Abstimmungen, 
die die Beziehungen zwischen der Buchhaltungsagentur und dem 
Geschäftsführer betreffen. 

(7) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse 
bestellen. Die gemäß § 110 des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, 
vom Betriebsrat entsandten Mitglieder haben Anspruch darauf, dass in jedem 
Ausschuss des Aufsichtsrates mindestens ein von ihnen namhaft gemachtes 
Mitglied Sitz und Stimme hat; dies gilt nicht für Sitzungen und Abstimmungen, die 
die Beziehungen zwischen der Buchhaltungsagentur und der Geschäftsführung 
betreffen. 

(8) und (9) … (8) und (9) … 
(10) Die im § 8 Abs. 2 für den Geschäftsführer getroffenen Anordnungen 

finden auch auf den Aufsichtsrat Anwendung. Sind die Mitglieder des 
Aufsichtsrates zugleich mit dem Geschäftsführer zum Ersatz eines Schadens 
verpflichtet, so haften sie mit diesem zur ungeteilten Hand. 

(10) Die im § 8 Abs. 2 für die Geschäftsführung getroffenen Anordnungen 
finden auch auf den Aufsichtsrat Anwendung. Sind die Mitglieder des 
Aufsichtsrates zugleich mit der Geschäftsführung zum Ersatz eines Schadens 
verpflichtet, so haften sie mit dieser zur ungeteilten Hand. 

Sitzungen des Aufsichtsrates Sitzungen des Aufsichtsrates 
§ 15. (1) … § 15. (1) … 
(2) Der Aufsichtsrat wird durch den Vorsitzenden schriftlich, telefonisch, 

telegraphisch, mittels Telefax, oder auf geeignetem elektronischen Wege unter 
Angabe der Zeit, des Ortes und der Tagesordnung einberufen. Der 
Geschäftsführer ist von der Einberufung einer Sitzung zu verständigen. 

(2) Der Aufsichtsrat wird durch den Vorsitzenden schriftlich, telefonisch, 
telegraphisch, mittels Telefax, oder auf geeignetem elektronischen Wege unter 
Angabe der Zeit, des Ortes und der Tagesordnung einberufen. Die 
Geschäftsführung ist von der Einberufung einer Sitzung zu verständigen. 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates oder der Geschäftsführer können 
unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen, dass der Vorsitzende des 
Aufsichtsrates diesen unverzüglich einberuft. Die Sitzung muss binnen zwei 
Wochen nach der Einberufung stattfinden. Wird dem Verlangen von mindestens 
drei Aufsichtsratsmitgliedern oder des Geschäftsführers nicht entsprochen, so 
können die Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den 
Aufsichtsrat einberufen. 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates oder ein Geschäftsführer kann unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen, dass der Vorsitzende des 
Aufsichtsrates diesen unverzüglich einberuft. Die Sitzung muss binnen zwei 
Wochen nach der Einberufung stattfinden. Wird dem Verlangen von mindestens 
drei Aufsichtsratsmitgliedern oder eines Geschäftsführers nicht entsprochen, so 
können die Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat 
einberufen. 

(4) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse dürfen nur 
der Geschäftsführer und die Mitglieder des Aufsichtsrates teilnehmen. Der 
Geschäftsführer ist zur Teilnahme an den Sitzungen berechtigt; er ist zur 
Teilnahme verpflichtet, wenn der Aufsichtsrat dies verlangt. Sachverständige 
und Auskunftspersonen können zur Beratung über einzelne Gegenstände 
zugezogen werden. Den Sitzungen, die sich mit der Prüfung des 

(4) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse dürfen nur die 
Geschäftsführung und die Mitglieder des Aufsichtsrates teilnehmen. Die 
Geschäftsführung ist zur Teilnahme an den Sitzungen berechtigt; sie ist zur 
Teilnahme verpflichtet, wenn der Aufsichtsrat dies verlangt. Sachverständige und 
Auskunftspersonen können zur Beratung über einzelne Gegenstände zugezogen 
werden. Den Sitzungen, die sich mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des 
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Jahresabschlusses und des Lageberichts beschäftigen, ist jedenfalls der 
Abschlussprüfer zuzuziehen. 

Lageberichts beschäftigen, ist jedenfalls der Abschlussprüfer zuzuziehen. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 
Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrates Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrates 

§ 17. (1) … § 17. (1) … 
(2) Der Aufsichtsrat kann vom Geschäftsführer jederzeit einen Bericht über 

die Angelegenheiten der Buchhaltungsagentur verlangen. Auch ein einzelnes 
Mitglied kann einen Bericht, jedoch nur an den Aufsichtsrat als solchen, 
verlangen; lehnt der Geschäftsführer die Berichterstattung ab, so kann der 
Bericht nur dann verlangt werden, wenn insgesamt drei Aufsichtsratsmitglieder 
das Verlangen unterstützen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates kann einen 
Bericht auch ohne Unterstützung eines anderen Mitglieds verlangen. 

(2) Der Aufsichtsrat kann von der Geschäftsführung jederzeit einen Bericht 
über die Angelegenheiten der Buchhaltungsagentur verlangen. Auch ein einzelnes 
Mitglied kann einen Bericht, jedoch nur an den Aufsichtsrat als solchen, verlangen; 
lehnt die Geschäftsführung die Berichterstattung ab, so kann der Bericht nur dann 
verlangt werden, wenn insgesamt drei Aufsichtsratsmitglieder das Verlangen 
unterstützen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates kann einen Bericht auch ohne 
Unterstützung eines anderen Mitglieds verlangen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
(5) Dem Aufsichtsrat obliegen insbesondere folgende Aufgaben: (5) Dem Aufsichtsrat obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 

 1. Prüfung des vom Geschäftsführer erstellten 
Geschäftsführungskonzeptes und Jahresbudgets sowie Empfehlung 
bezüglich deren Genehmigung an den Bundesminister für Finanzen; 

 1. Prüfung des von der Geschäftsführung erstellten 
Geschäftsführungskonzeptes und Jahresbudgets sowie Empfehlung 
bezüglich deren Genehmigung an den Bundesminister für Finanzen; 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 
 5. Beschlussfassung über den Vorschlag an den Bundesminister für 

Finanzen zur Entlastung des Geschäftsführers; 
 5. Beschlussfassung über den Vorschlag an den Bundesminister für Finanzen 

zur Entlastung der Geschäftsführung; 
 6. bis 8. …  6. bis 8. … 
 9. Genehmigung einer Geschäftsordnung für den Geschäftsführer, in der 

neben den Erfordernissen gemäß § 8 Abs. 3 insbesondere 
Betragsgrenzen für Investitionen, die Gewährung von Darlehen, die 
Aufnahme von Krediten und Abschluss von Dienstverträgen und 
sonstigen Verträgen festzulegen sind, ab denen die Zustimmung des 
Aufsichtsrates einzuholen ist; 

 9. Genehmigung einer Geschäftsordnung für die Geschäftsführung, in der 
neben den Erfordernissen gemäß § 8 Abs. 3 insbesondere Betragsgrenzen 
für Investitionen, die Gewährung von Darlehen, die Aufnahme von 
Krediten und Abschluss von Dienstverträgen und sonstigen Verträgen 
festzulegen sind, ab denen die Zustimmung des Aufsichtsrates einzuholen 
ist; 

 10. Zustimmung zur Erteilung von Prokura durch den Geschäftsführer;  10. Zustimmung zur Erteilung von Prokura durch die Geschäftsführung; 
 11. Beschlussfassung über die Antragstellung an den Bundesminister für 

Finanzen zur Abberufung des Geschäftsführers mit zwei Drittel 
Mehrheit; 

 11. Beschlussfassung über die Antragstellung an den Bundesminister für 
Finanzen zur Abberufung eines Geschäftsführers mit zwei Drittel 
Mehrheit; 

 12. …  12. … 
 13. Genehmigung der Gewährung von Erfolgsprämien für den  13. Genehmigung der Gewährung von Erfolgsprämien für die 
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Geschäftsführer und Genehmigung der Gewährung von Erfolgsprämien 
und Pensionszusagen an leitende Angestellte; 

Geschäftsführung und Genehmigung der Gewährung von Erfolgsprämien 
und Pensionszusagen an leitende Angestellte; 

 14. …  14. … 
 15. Vertretung der Buchhaltungsagentur beim Abschluss von 

Rechtsgeschäften mit dem Geschäftsführer; 
 15. Vertretung der Buchhaltungsagentur beim Abschluss von 

Rechtsgeschäften mit der Geschäftsführung; 
 16. Vertretung der Buchhaltungsagentur in Rechtsstreitigkeiten mit dem 

Geschäftsführer. 
 16. Vertretung der Buchhaltungsagentur in Rechtsstreitigkeiten mit der 

Geschäftsführung. 
(6) und (7) … (6) und (7) … 

Beirat Beirat 
§ 18. (1) Der Beirat besteht aus Vertretern aller haushaltsleitenden Organe 

(§ 6 Abs. 1 BHG 2013). Jedes haushaltsleitende Organ hat einen fachkundigen 
Vertreter (für den ein Stellvertreter zu bestimmen ist) in den Beirat zu 
entsenden. Die Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes kann einen nominierten 
Vertreter zur Teilnahme an den Sitzungen des Beirates entsenden. Der Beirat 
wählt in seiner konstituierenden Sitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 
sowie allfällige weitere Organe und erlässt eine Geschäftsordnung. Zu den 
ordentlichen Sitzungen des Beirates sind der Geschäftsführer der Gesellschaft 
und die Mitglieder des Aufsichtsrates zu laden. Der Beirat muss mindestens 
vierteljährlich eine Sitzung abhalten. 

§ 18. (1) Der Beirat besteht aus Vertretern aller haushaltsleitenden Organe 
(§ 6 Abs. 1 BHG 2013). Jedes haushaltsleitende Organ hat einen fachkundigen 
Vertreter (für den ein Stellvertreter zu bestimmen ist) in den Beirat zu entsenden. 
Die Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes kann einen nominierten Vertreter zur 
Teilnahme an den Sitzungen des Beirates entsenden. Der Beirat wählt in seiner 
konstituierenden Sitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden sowie allfällige 
weitere Organe und erlässt eine Geschäftsordnung. Zu den ordentlichen Sitzungen 
des Beirates sind die Mitglieder des Aufsichtsrates und die Geschäftsführung zu 
laden. Der Beirat muss mindestens vierteljährlich eine Sitzung abhalten. 

(2) … (2) … 
(3) Empfehlungen gemäß Abs. 2 Z 2 können an den Geschäftsführer oder 

den Bundesminister für Finanzen gerichtet werden. 
(3) Empfehlungen gemäß Abs. 2 Z 2 können an die Geschäftsführung oder 

den Bundesminister für Finanzen gerichtet werden. 

5. Abschnitt 5. Abschnitt 
Aufsichtsrecht des Bundes Aufsichtsrecht des Bundes 

§ 19. (1) Die Buchhaltungsagentur unterliegt der Aufsicht des 
Bundesministers für Finanzen. Der Bundesminister für Finanzen kann dem 
Geschäftsführer Weisungen erteilen. Hinsichtlich der Durchführung von 
Anweisungen nach dem Bundeshaushaltsgesetz unterliegt die 
Buchhaltungsagentur der Aufsicht des jeweils zuständigen haushaltsleitenden 
Organs, das in diesem Bereich auch Weisungen erteilen kann. 

§ 19. (1) Die Buchhaltungsagentur unterliegt der Aufsicht des 
Bundesministers für Finanzen. Der Bundesminister für Finanzen kann der 
Geschäftsführung Weisungen erteilen. Hinsichtlich der Durchführung von 
Anweisungen nach dem Bundeshaushaltsgesetz unterliegt die Buchhaltungsagentur 
der Aufsicht des jeweils zuständigen haushaltsleitenden Organs, das in diesem 
Bereich auch Weisungen erteilen kann. 

(2) … (2) … 
(3) Dem Bundesminister für Finanzen obliegen: (3) Dem Bundesminister für Finanzen obliegen: 
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 1. …  1. … 
 2. die Entlastung des Geschäftsführers sowie des Aufsichtsrates;  2. die Entlastung der Geschäftsführung sowie des Aufsichtsrates; 
 3. bis 6. …  3. bis 6. … 

6. Abschnitt 6. Abschnitt 
Überleitung der Buchhaltungsbediensteten Überleitung der Buchhaltungsbediensteten 

Beamte Beamte 
§ 20. (1) Für Beamte gemäß Abs. 2 wird das „Amt der 

Buchhaltungsagentur“ in Wien eingerichtet. Dieses Amt ist als Dienstbehörde 
dem Bundesminister für Finanzen nachgeordnet und wird vom Geschäftsführer 
geleitet. Der Geschäftsführer ist in dieser Funktion an die Weisungen des 
Bundesministers für Finanzen gebunden. 

§ 20. (1) Für Beamte gemäß Abs. 2 wird das „Amt der Buchhaltungsagentur“ 
in Wien eingerichtet. Dieses Amt ist als Dienstbehörde dem Bundesminister für 
Finanzen nachgeordnet und wird von dem für Personalangelegenheiten dieser 
Beamten zuständigen Geschäftsführer geleitet. Die Geschäftsführung ist in dieser 
Funktion an die Weisungen des Bundesministers für Finanzen gebunden. 

(2) bis (9) … (2) bis (9) … 

8. Abschnitt 8. Abschnitt 
Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 31. (1) bis (4) … § 31. (1) bis (4) … 

 (5) Die Änderung der § 1 Abs. 3 Z 2, § 7 Abs. 1 erster und zweiter Satz, § 7 
Abs. 2 erster und zweiter Satz, § 7 Abs. 5, § 7 Abs. 6, § 8 Abs.1 erster und zweiter 
Satz, § 8 Abs. 2 erster Satz, § 8 Abs. 3, 8 Abs. 4, § 8 Abs. 5, § 9 Abs. 1, § 10 
Abs. 1 erster und zweiter Satz, § 11 Abs. 1, § 11 Abs. 2, § 12 Abs. 1 erster Satz, 
zweiter Satz und dritter Satz, § 12 Abs. 2, § 12 Abs. 4 erster Satz, § 14 Abs. 6, § 14 
Abs. 7 zweiter Satz, § 14 Abs. 10 erster und zweiter Satz, § 15 Abs. 2 zweiter Satz, 
§ 15 Abs. 3 erster und dritter Satz, § 15 Abs. 4 erster und zweiter Satz, § 17 Abs. 2 
erster und zweiter Satz, § 17 Abs. 5, § 18 Abs. 1 fünfter Satz, § 18 Abs. 3, § 19 
Abs. 1 zweiter Satz, § 19 Abs. 3 Z 2, § 20 Abs. 1 zweiter und dritter Satz in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 treten mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
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Artikel 6 
Änderung des Abschlussprüfer-Aufsichtsgesetzes – APAG 

§ 9. (1) Der Aufsichtsrat der APAB besteht aus dem Vorsitzenden, dem 
Stellvertreter des Vorsitzenden und fünf weiteren Mitgliedern. 

§ 9. (1) Der Aufsichtsrat der APAB besteht aus dem Vorsitzenden, dem 
Stellvertreter des Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern. 

(2) … (2) … 
(3) Der Vorsitzende und zwei weitere Mitglieder des Aufsichtsrates werden 

vom Bundesminister für Finanzen, drei Mitglieder des Aufsichtsrates vom 
Bundeskanzler und ein Mitglied des Aufsichtsrates vom Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft jeweils nach Anhörung der 
Sozialpartner für die Dauer von fünf Jahren bestellt. Die Wiederbestellung nach 
Ablauf der Funktionsdauer ist zulässig. 

(3) Der Vorsitzende und zwei weitere Mitglieder des Aufsichtsrates werden 
vom Bundesminister für Finanzen und ein Mitglied des Aufsichtsrates vom 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft jeweils nach 
Anhörung der Sozialpartner für die Dauer von fünf Jahren bestellt. Die 
Wiederbestellung nach Ablauf der Funktionsdauer ist zulässig. 

(4) … (4) … 
(5) Der Bundesminister für Finanzen, der Bundeskanzler und der 

Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft haben die von 
ihnen bestellten Mitglieder des Aufsichtsrates abzuberufen, wenn 

(5) Der Bundesminister für Finanzen und der Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft haben die von ihnen bestellten Mitglieder 
des Aufsichtsrates abzuberufen, wenn 

 1. eine Voraussetzung für die Bestellung wegfällt,  1. eine Voraussetzung für die Bestellung wegfällt, 
 2. nachträglich hervorkommt, dass eine Bestellungsvoraussetzung nicht 

gegeben war, 
 2. nachträglich hervorkommt, dass eine Bestellungsvoraussetzung nicht 

gegeben war, 
 3. dauernde Unfähigkeit zur Ausübung der Funktion eintritt oder  3. dauernde Unfähigkeit zur Ausübung der Funktion eintritt oder 
 4. grobe Pflichtverletzung vorliegt.  4. grobe Pflichtverletzung vorliegt. 

Der Bundesminister für Finanzen, der Bundeskanzler und der 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft haben bei Gefahr in 
Verzug das betreffende Mitglied des Aufsichtsrates sofort abzuberufen. 

Der Bundesminister für Finanzen und der Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft haben bei Gefahr in Verzug das betreffende Mitglied des 
Aufsichtsrates sofort abzuberufen. 

§ 84. (1) bis (16) … § 84. (1) bis (16) … 
 (17) Die Funktionsperiode der vom Bundeskanzler gemäß § 9 Abs. 3 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 83/2016 bestellten Mitglieder des 
Aufsichtsrates endet mit Ablauf von zwei Monaten nach Inkrafttreten des § 9 
Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018. 

§ 87. Mit der Vollziehung des § 6 Abs. 2 ist die Bundesregierung betraut. 
Mit der Vollziehung des § 9 Abs. 3 und 5 und des § 84 Abs. 4 sind der 

§ 87. Mit der Vollziehung des § 6 Abs. 2 ist die Bundesregierung betraut. Mit 
der Vollziehung des § 9 Abs. 3 und 5 sind der Bundesminister für Finanzen und der 
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Bundeskanzler, der Bundesminister für Finanzen und der Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft betraut. Mit der Vollziehung der 
übrigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Finanzen betraut. 

Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft betraut. Mit der 
Vollziehung der übrigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist der 
Bundesminister für Finanzen betraut. 

Artikel 7 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2017 

(7) Die Volkszahl (Wohnbevölkerung) bestimmt sich nach dem von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich in der Statistik des Bevölkerungsstandes 
festgestellten Ergebnis zum Stichtag 31. Oktober, das auf der Internet-Homepage 
der Bundesanstalt Statistik Österreich bis zum November des dem Stichtag 
nächstfolgenden Kalenderjahres kundzumachen ist, und wirkt mit dem Beginn 
des dem Stichtag folgenden übernächsten Kalenderjahres. Die Statistik des 
Bevölkerungsstandes hat von den Ergebnissen der letzten Volkszählung gemäß 
den §§ 1 bis 9 des Registerzählungsgesetzes, BGBl. I Nr. 33/2006, auszugehen 
und bei der Erstellung die in § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 Z 1 bis 5 und Abs. 2 des 
Registerzählungsgesetzes genannten Daten sowie nach Maßgabe der statistischen 
Qualitätserfordernisse auch die zugehörigen in § 5 Abs. 1 des 
Registerzählungsgesetzes genannten Daten zu verwenden, wobei die 
Bestimmungen des § 6 Abs. 1 bis 4 sowie 7 bis 9 sowie § 7 Abs. 2 und 3 des 
Registerzählungsgesetzes sinngemäß anzuwenden sind, mit der Maßgabe, dass, 
falls die Basisdaten im Verhältnis zu den Vergleichsdaten widersprüchlich sind, 
die Bundesanstalt Statistik Österreich die Basisdaten mittels geeigneter 
statistischer Verfahren auf Grundlage der bei der letzten Volkszählung bzw. 
Zählung gemäß § 9 des Registerzählungsgesetzes durchgeführten Ergänzungen 
und Berichtigungen zu berichtigen hat. Die Bundesanstalt Statistik Österreich hat 
die Daten des Zentralen Personenstandsregisters (ZPR) gemäß § 44 des 
Personenstandsgesetzes 2013, BGBl. I Nr. 16/2013, und die Daten des Zentralen 
Staatsbürgerschaftsregisters (ZSR) gemäß § 56a des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 311/1985, als Vergleichsdaten 
gemäß § 5 Abs. 1 und Abs. 4 des Registerzählungsgesetzes heranzuziehen. Wenn 
zum Stichtag 31. Oktober eines Jahres eine Volkszählung gemäß § 1 Abs. 1 oder 
2 des Registerzählungsgesetzes durchgeführt wird, dann ist von der Bundesanstalt 
Statistik Österreich für diesen Stichtag keine Statistik des Bevölkerungsstandes zu 
erstellen, sondern gilt das Ergebnis der Volkszählung für das dem Stichtag 

(7) Die Volkszahl (Wohnbevölkerung) bestimmt sich nach dem von der 
Bundesanstalt Statistik Österreich in der Statistik des Bevölkerungsstandes 
festgestellten Ergebnis zum Stichtag 31. Oktober, das auf der Internet-Homepage 
der Bundesanstalt Statistik Österreich bis zum November des dem Stichtag 
nächstfolgenden Kalenderjahres kundzumachen ist, und wirkt mit dem Beginn 
des dem Stichtag folgenden übernächsten Kalenderjahres. Die Statistik des 
Bevölkerungsstandes hat von den Ergebnissen der letzten Volkszählung gemäß 
den §§ 1 bis 9 des Registerzählungsgesetzes, BGBl. I Nr. 33/2006, auszugehen 
und bei der Erstellung die in § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 Z 1 bis 5 und Abs. 2 des 
Registerzählungsgesetzes genannten Daten sowie nach Maßgabe der statistischen 
Qualitätserfordernisse auch die zugehörigen in § 5 Abs. 1 des 
Registerzählungsgesetzes genannten Daten zu verwenden, wobei die 
Bestimmungen des § 6 Abs. 1 bis 4 sowie 7 bis 9 sowie § 7 Abs. 2 und 3 des 
Registerzählungsgesetzes sinngemäß anzuwenden sind, mit der Maßgabe, dass, 
falls die Basisdaten im Verhältnis zu den Vergleichsdaten widersprüchlich sind, 
die Bundesanstalt Statistik Österreich die Basisdaten mittels geeigneter 
statistischer Verfahren auf Grundlage der bei der letzten Volkszählung bzw. 
Zählung gemäß § 9 des Registerzählungsgesetzes durchgeführten Ergänzungen 
und Berichtigungen zu berichtigen hat. Die Bundesanstalt Statistik Österreich hat 
die Daten des Zentralen Personenstandsregisters (ZPR) gemäß § 44 des 
Personenstandsgesetzes 2013, BGBl. I Nr. 16/2013, die Daten des Zentralen 
Staatsbürgerschaftsregisters (ZSR) gemäß § 56a des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 311/1985, die Daten des eHealth-
Verzeichnisdienstes gemäß § 9 des Gesundheitstelematikgesetzes 2012, BGBl. I 
Nr. 111/2012, und die Daten des Gesundheitsberuferegisters gemäß dem 
Gesundheitsberuferegister-Gesetz, BGBl. I Nr. 87/2016, als Vergleichsdaten 
gemäß § 5 Abs. 1 und Abs. 4 des Registerzählungsgesetzes heranzuziehen. Wenn 
zum Stichtag 31. Oktober eines Jahres eine Volkszählung gemäß § 1 Abs. 1 oder 
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folgende übernächste Kalenderjahr. 2 des Registerzählungsgesetzes durchgeführt wird, dann ist von der Bundesanstalt 

Statistik Österreich für diesen Stichtag keine Statistik des Bevölkerungsstandes zu 
erstellen, sondern gilt das Ergebnis der Volkszählung für das dem Stichtag 
folgende übernächste Kalenderjahr. 

Inkrafttreten, Sonderbestimmungen 
§ 30. (1) bis (5) ... 
(6) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. bis 7. ... 
 8. der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres hinsichtlich des 

§ 27 Abs. 6, 
 9.  und 10. ... 

Inkrafttreten, Sonderbestimmungen 
§ 30. (1) bis (5) ... 
(6) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. bis 7. ... 
 8. der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres hinsichtlich des 

§ 27 Abs. 6 mit der Maßgabe, dass die Auszahlung der Zweckzuschüsse 
im Jahr 2018 durch den Bundesminister für Finanzen erfolgt, 

 9.  und 10. ... 

2. Abschnitt 
Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes 

Artikel 8 
Änderung des Bundesmuseen-Gesetzes 2002 

§ 5. (1) … (3) § 5. (1) … (3) 
(4) Der Bund leistet den in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes für 

die Aufwendungen, die ihnen in Erfüllung ihres kulturpolitischen Auftrages 
entstehen, ab dem 1. Jänner 2017 eine jährliche Basisabgeltung in Höhe von 
87,0625 Millionen Euro für die Bundesmuseen und von 25,6205 Millionen Euro 
für die Österreichische Nationalbibliothek. Die Basisabgeltung für die 
Österreichische Nationalbibliothek beträgt ab dem 1. Jänner 2018 27,4205 
Millionen Euro. Ergibt sich aus dem Gebarungsvollzug ein vom veranschlagten 
Saldo abweichender Betrag, so ist dieser bei der Basisabgeltung des jeweils 
folgenden Finanzjahres gegenzuverrechnen. Die Aufteilung dieser Mittel auf die 
einzelnen in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes obliegt dem 
Bundeskanzler. Er hat hiebei die besondere Zweckbestimmung der einzelnen in 
§ 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes zu berücksichtigen. Dazu gehören 
insbesondere der Personalbedarf, der Sachbedarf der wissenschaftlichen 

(4) Der Bund leistet den in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes für die 
Aufwendungen, die ihnen in Erfüllung ihres kulturpolitischen Auftrages entstehen, 
ab dem 1. Jänner 2018 eine jährliche Basisabgeltung in Höhe von 112,883 
Millionen Euro. Ergibt sich aus dem Gebarungsvollzug ein vom veranschlagten 
Saldo abweichender Betrag, so ist dieser bei der Basisabgeltung des jeweils 
folgenden Finanzjahres gegen zu verrechnen. Die Aufteilung dieser Mittel auf die 
einzelnen in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes obliegt dem 
Bundeskanzler. Er hat hiebei die besondere Zweckbestimmung der einzelnen in § 1 
aufgezählten Einrichtungen des Bundes zu berücksichtigen. Dazu gehören 
insbesondere der Personalbedarf, der Sachbedarf der wissenschaftlichen Aktivitäten 
und der Ausstellungen, die Neuerwerbungen sowie die 
Instandhaltungserfordernisse. 
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Aktivitäten und der Ausstellungen, die Neuerwerbungen sowie die 
Instandhaltungserfordernisse. 

§ 22. (1) … (12) § 22. (1) … (12) 
 (13) § 5 Abs. 4 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2018, BGBl. I 

Nr. XXX/2018, tritt mit 1. Jänner 2018 in Kraft. 

Artikel 9 
Änderung des Bundesstatistikgesetzes 2000 

§ 32. (1) … (4) § 32. (1) … (4) 
(5) Der Pauschalbetrag beträgt ab dem 1. Jänner 2000 jährlich 50,391 

Millionen Euro. 
(5) Der Pauschalbetrag beträgt ab dem 1. Jänner 2019 jährlich 49,391 

Millionen Euro. 
§ 73. (1) … (9) § 73. (1) … (9) 

 (10) § 32 Abs. 5 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2018/2019, BGBl. I 
Nr. XXX/2018, tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 

3. Abschnitt 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Europa, Integration und Äußeres 

Artikel 10 
Änderung des Konsulargebührengesetzes 1992 

Befreiung Befreiung 
§ 2. (1) Von den Konsulargebühren sind befreit: § 2. (1) Von den Konsulargebühren sind befreit: 

 1. bis 3. ….  1. bis 3. …. 
 4. Amtshandlungen nach dem Asylgesetz 2005.  4. Amtshandlungen nach dem Asylgesetz 2005, mit Ausnahme der 

Amtshandlungen gemäß TP 7 Abs. 1 Z 3 und 4 der Anlage. 
 5. …  5. … 
  6. Amtshandlungen im Zusammenhang mit dem Erwerb der 

Staatsbürgerschaft durch Anzeige. 
  7. Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Wahl des Bundespräsidenten, 
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Wahlen zum Nationalrat, zu den Landtagen und zum Europäischen 
Parlament sowie mit Volksabstimmungen und Volksbefragungen. 

  8. Amtshandlungen, die für die in § 2 Z 1 und 2 Gebührengesetz 1957 
genannten Gebietskörperschaften vorgenommen werden. 

Verfahren Verfahren 
§ 15. (1) bis (3) … § 15. (1) bis (3) … 
(4) Für Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht in 

Visaangelegenheiten fallen keine Gebühren nach dem Gebührengesetz an. 
(4) Für Verfahren vor einem Verwaltungsgericht in konsularischen 

Angelegenheiten österreichischer Vertretungsbehörden im Ausland fallen keine 
Gebühren nach dem Gebührengesetz 1957 an. 

 (5) Die Bearbeitung einer Beschwerde, die nach § 12 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013, bei einer 
österreichischen Vertretungsbehörde im Ausland als belangter Behörde 
einzubringen ist, und deren Weiterleitung an ein Verwaltungsgericht haben die 
Bezahlung der nach diesem Gesetz vorgesehenen Gebühren zur Voraussetzung. 

 § 15a. (1) Externe Dienstleistungserbringer, die im Rahmen eines 
Ausschreibungsverfahrens nach dem Bundesvergabegesetz 2006, BGBl I 
Nr. 17/2006 in der jeweils geltenden Fassung, mit einer externen Dienstleistung im 
Sinnes der in Art. 43 Abs. 6 Visakodex, ABl. Nr. L 243/1 vom 15.9.2009 S. 1, 
angeführten Aufgaben beauftragt wurden, und im Zuge eines Verfahrens gemäß 
§ 11 Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 in der jeweils geltenden 
Fassung, Dienstleistungen erbringen, können eine zusätzliche 
Dienstleistungsgebühr einheben. 

 (2) Die Dienstleistungsgebühr wird im Rahmen der Ausschreibung gemäß 
Abs. 1 festgelegt. 

 (3) Die Dienstleistungsgebühr beträgt höchstens die Hälfte der Visumgebühr 
gemäß TP 7 Abs. 1, ungeachtet eventueller Ermäßigungen oder Befreiungen von 
der Visumgebühr nach TP 7 Abs. 2 und Abs. 3. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 17. (1) bis (17) … § 17. (1) bis (17) … 

 (18) § 2 Abs. 1 Z 4, Z 6, Z 7 und Z 8, § 15 Abs. 4 und 5, § 15a und § 18 Z 1 
sowie Tarifpost 1 Abs. 5 und Abs. 6, Tarifpost 1a Abs. 1 und 2, Tarifpost 4 samt 
Überschrift, die Überschrift von Tarifpost 5, Tarifpost 5 Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 bis 
Abs. 6, Tarifpost 7 samt Überschrift und Tarifpost 8 in der Anlage zu § 1 in der 
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Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2018/2019, BGBl. I Nr. xxx/2018, treten mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung des Budgetbegleitgesetzes 2018/2019 in Kraft 
und sind auf alle Vorgänge anzuwenden, für die ein Abgabe- bzw. Ersatzanspruch 
nach diesem Zeitpunkt entstanden ist. § 15 Abs. 5 ist auf Beschwerden 
anzuwenden, die nach dem Inkrafttreten des Budgetbegleitgesetzes 2018/2019 
erhoben werden. 

§ 18. Mit der Vollziehung § 18. Mit der Vollziehung 
 1. des § 1 Abs. 3 und 4, § 6 Abs. 2 sowie des § 15 Abs. 4 ist der nach dem 

Bundesministeriengesetz 1986 jeweils zuständige Bundesminister, 
 1. des § 1 Abs. 3 und 4, § 6 Abs. 2 sowie des § 15 Abs. 4 und 5 ist der nach 

dem Bundesministeriengesetz 1986 jeweils zuständige Bundesminister, 
 2. bis 4. …  2. bis 4. … 

betraut. betraut. 

Anlage Anlage 

zu § 1 des Konsulargebührengesetzes 1992 zu § 1 des Konsulargebührengesetzes 1992 
TARIFPOST 1 Anbringen, Zustellungen, Weiterleitungen TARIFPOST 1 Anbringen, Zustellungen, Weiterleitungen 

Höhe der Gebühr Höhe der Gebühr 
(1) bis (4) … (1) bis (4) … 
(5) Gebührenfrei ist die Entgegennahme von Abschriften oder sonstigen 

Vervielfältigungen einer Eingabe oder Beilage. 
(5) Gebührenfrei ist die Entgegennahme von Abschriften oder sonstigen 

Vervielfältigungen einer Eingabe oder Beilage sowie die Zustellung oder 
Weiterleitung für Zwecke der Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft. 

 (6) Einbringung einer Beschwerde an ein Verwaltungsgericht in 
konsularischen Angelegenheiten österreichischer Vertretungsbehörden im Ausland 
………………………………………..………………………………... 200 Euro 

TARIFPOST 1a Aufenthaltstitel TARIFPOST 1a Aufenthaltstitel 
(1) Anbringen zur Erlangung eines Aufenthaltstitels………………. 

80 Euro 
(1) Anbringen zur Erlangung eines Aufenthaltstitels ……………….. 120 Euro 

(2) Anbringen zur Erlangung eines Aufenthaltstitels für einen 
Minderjährigen ………………………………………………………………… 50 Euro 

(2) Anbringen zur Erlangung eines Aufenthaltstitels für Kinder unter sechs 
Jahren …………………………………………………………………………… 75 Euro 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
TARIFPOST 4 Beglaubigungen TARIFPOST 4 Amtshandlungen nach dem Konsularbeglaubigungsgesetz und dem 

Bundesgesetz über die Ausstellung der Apostille nach dem Übereinkommen zur 
Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung 



  20 von 53 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(1) Beglaubigung einer behördlichen Unterschrift, des Amtssiegels oder 

beides gemeinsam, oder der Unterschrift einer Privatperson 
..................................................................................................................... 
40 Euro 

(1) Beglaubigung oder Überbeglaubigung einer behördlichen Unterschrift, 
des Amtssiegels oder beides gemeinsam, oder der Unterschrift einer Privatperson 
………………………………………………………………………….….. 80 Euro 

(2) Beglaubigung der Richtigkeit einer Abschrift oder einer sonstigen 
Vervielfältigung, für jeden Bogen .……………………………………………40 Euro 

(2) Bestätigung der Richtigkeit einer Abschrift oder einer sonstigen 
Vervielfältigung (Vidimierung) für jeden Bogen …………………………… 40 Euro 

 (3) Bestätigung, dass es sich bei einem auf einer Urkunde angegebenen 
Übersetzer um einen im Amtsbereich der Vertretungsbehörde staatlich anerkannten 
Übersetzer handelt…………………………………………… 80 Euro 

(3) Sind für Beglaubigungen weitere Maßnahmen zur Prüfung der Echtheit 
und inhaltlichen Richtigkeit von Dokumenten erforderlich, so sind die Auslagen 
hiefür gemäß § 1 Abs. 2 vom Antragsteller zu ersetzen. 

(4) Sind für Beglaubigungen weitere Maßnahmen zur Prüfung der Echtheit 
und inhaltlichen Richtigkeit von Dokumenten erforderlich, so sind die Auslagen 
hiefür gemäß § 1 Abs. 2 vom Antragsteller zu ersetzen. 

 
(5) Ausstellung einer Apostille……………………………………....40 Euro 

TARIFPOST 5 Ausstellung von Bescheinigungen TARIFPOST 5 Ausstellung von Bestätigungen und Bescheinigungen 
(1) In Staatsbürgerschaftsangelegenheiten (1) In Staatsbürgerschaftsangelegenheiten 

 1.  Staatsbürgerschaftsnachweis .………………………………………48 Euro  1.  Staatsbürgerschaftsnachweis .………………………………………48 Euro 
 2. sonstige Bescheinigungen …………………………………………… 

42 Euro 
 2. sonstige Bestätigungen ……………………………………………… 

42 Euro 
(2) (2) Personenstandsurkunden und Registerauszüge..…………........ 42 Euro 

 (3) Ehefähigkeitszeugnis und Bestätigung der Fähigkeit eine Partnerschaft zu 
begründen………………………………………………172 Euro 

In anderen Angelegenheiten .…………………………………………………. 42 Euro (4) In anderen Angelegenheiten …………………………………………42 Euro 
(3) Gebührenfrei sind Lebensbestätigungen zum Bezug von Ruhe- oder 

Versorgungsgenüssen, Erziehungsbeiträgen, Pensionen oder Renten sowie 
Bescheinigungen, die für Zwecke der Verleihung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft ausgestellt werden. 

(5) Gebührenfrei sind Lebensbestätigungen zum Bezug von Ruhe- oder 
Versorgungsgenüssen, Erziehungsbeiträgen, Pensionen oder Renten sowie 
Bescheinigungen, die für Zwecke der Verleihung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft ausgestellt werden. 

 (6) Mit der gemäß Abs. 3 zu entrichtenden Gebühr gelten die Gebühren 
gemäß § 14 Tarifpost 17 und 18 Gebührengesetz 1957 und die 
Verwaltungsabgaben gemäß Tarifpost 26 
Bundesverwaltungsabgabenverordnung 1983 ebenfalls als entrichtet. 

TARIFPOST 7 Visa TARIFPOST 7 Visa und besondere Bewilligungen 
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(1) Einbringung eines Antrages auf Erteilung eines Einreisetitels (1) Einbringung eines Antrages auf Erteilung eines Einreisetitels 

als Aufenthaltsvisum (Visum für den längerfristigen Aufenthalt, Visum D) 
…………………………………………………………………………………… 
100 Euro 

1.als Aufenthaltsvisum (Visum für den längerfristigen Aufenthalt, Visum D) für 
Personen über sechs Jahren mit Ausnahme von Anträgen gemäß Z 3 … 150 Euro 

 2.als Aufenthaltsvisum (Visum für den längerfristigen Aufenthalt, Visum D) für 
Kinder unter sechs Jahren mit Ausnahme von Anträgen gemäß Z 4 
..........................................................................................................75 Euro 

 3. für Familienangehörige gemäß § 35 Abs. 5 Asylgesetz 2005 über sechs Jahren 
eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiär 
Schutzberechtigten zuerkannt wurde, und die zwecks Stellung eines Antrages auf 
internationalen Schutz gemäß § 34 Abs. 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Z 13 
Asylgesetz 2005 einen Einreisetitel beantragen 
……..…....................................200 Euro 

 4. für Kinder unter sechs Jahren eines Fremden, dem der Status des 
Asylberechtigten oder des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt wurde, und die 
zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemäß § 34 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 2 Abs. 1 Z 13 Asylgesetz 2005 einen Einreisetitel beantragen … 
100 Euro 

(2) Gebührenfrei ist der Antrag auf und die Erteilung eines Visum D für: (2) Gebührenfrei ist der Antrag auf und die Erteilung eines Visum D für: 
 1. Kinder unter sechs Jahren,  
 2. Forscher aus Drittstaaten im Sinne der Empfehlung 2005/761/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. September 2005, ABl. 
Nr. L 289 vom 03.11.2005 S. 23, zur Erleichterung der Ausstellung 
einheitlicher Visa durch die Mitgliedstaaten für den kurzfristigen 
Aufenthalt an Forscher aus Drittstaaten, die sich zu Forschungszwecken 
innerhalb der Gemeinschaft bewegen, 

 1. Forscher aus Drittstaaten im Sinne der Empfehlung 2005/761/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. September 2005, ABl. 
Nr. L 289 vom 03.11.2005 S. 23, zur Erleichterung der Ausstellung 
einheitlicher Visa durch die Mitgliedstaaten für den kurzfristigen 
Aufenthalt an Forscher aus Drittstaaten, die sich zu Forschungszwecken 
innerhalb der Gemeinschaft bewegen, 

 3. Vertreter gemeinnütziger Organisationen bis zum Alter von 25 Jahren, 
die an Seminaren, Konferenzen, Sport-, Kultur- oder 
Lehrveranstaltungen teilnehmen, die von gemeinnützigen 
Organisationen organisiert werden, 

 2. Vertreter gemeinnütziger Organisationen bis zum Alter von 18 Jahren, die 
an Seminaren, Konferenzen, Sport-, Kultur- oder Lehrveranstaltungen 
teilnehmen, die von gemeinnützigen Organisationen organisiert werden, 

 4. begünstigte Drittstaatsangehörige und Familienangehörige im Sinne des 
§ 2 Abs. 4 Z 11 und 12 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 – FPG, 
BGBl. I Nr. 100. 

 3. begünstigte Drittstaatsangehörige und Familienangehörige im Sinne des 
§ 2 Abs. 4 Z 11 und 12 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 – FPG, BGBl. I 
Nr. 100/2005. 

(3) Von der Gebühr für Antrag auf und Erteilung eines Visum D kann im (3) Von der Gebühr für Antrag auf und Erteilung eines Visum D kann im 
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Einzelfall Abstand genommen werden bei Beantragung eines Visums: Einzelfall Abstand genommen werden bei Beantragung eines Visums: 
 1. bis 2. …  1. bis 2. … 
 3. in Reisedokumente nach Art. 28 der Konvention über die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, 
 

 4. für Schüler, Studenten, postgraduierte Studenten, Teilnehmer an 
Aufbaustudiengängen und Stipendiaten an österreichischen Schulen, 
Universitäten und Hochschulen sowie an der Diplomatischen 
Akademie, insbesondere dann, wenn Gegenseitigkeit vorliegt, 

 3. für Schüler, Studenten, postgraduierte Studenten, Teilnehmer an 
Aufbaustudiengängen und Stipendiaten an österreichischen Schulen, 
Universitäten und Hochschulen sowie an der Diplomatischen Akademie, 
wenn Gegenseitigkeit vorliegt, 

 5. für Ausländer hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen Tätigkeit in der 
Lehre, in der Entwicklung und der Erschließung der Künste sowie in 
der Lehre der Kunst an österreichischen Universitäten und Hochschulen 
sowie an der Diplomatischen Akademie, 

 4. für Ausländer hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen Tätigkeit in der Lehre, 
in der Entwicklung und der Erschließung der Künste sowie in der Lehre 
der Kunst an österreichischen Universitäten und Hochschulen sowie an der 
Diplomatischen Akademie, 

 6. für Teilnehmer an in Österreich stattfindenden religiösen, 
wissenschaftlichen, künstlerischen, kulturellen, politischen und 
sportlichen Veranstaltungen, wenn Gegenseitigkeit gewährleistet ist, 

 5. für Teilnehmer an in Österreich stattfindenden religiösen, 
wissenschaftlichen, künstlerischen, kulturellen, politischen und sportlichen 
Veranstaltungen, wenn Gegenseitigkeit gewährleistet ist, 

 7. für Personen bis zum Alter von 25 Jahren, die an Seminaren, 
Konferenzen, Sport-, Kultur- oder Lehrveranstaltungen teilnehmen, die 
von gemeinnützigen Organisationen organisiert werden, 

 6. für Personen bis zum Alter von 18 Jahren, die an Seminaren, Konferenzen, 
Sport-, Kultur- oder Lehrveranstaltungen teilnehmen, die von 
gemeinnützigen Organisationen organisiert werden, 

 8. für Teilnehmer an Austauschaktionen für Kinder einschließlich der 
Begleitpersonen, 

 7. für Teilnehmer an Austauschaktionen für Kinder, 

 9. für Teilnehmer an Veranstaltungen zur Förderung der wirtschaftlichen 
Beziehungen mit dem Ausland und für Besucher solcher 
Veranstaltungen, wenn Gegenseitigkeit gewährleistet ist, und 

 8. für Teilnehmer an Veranstaltungen zur Förderung der wirtschaftlichen 
Beziehungen mit dem Ausland und für Besucher solcher Veranstaltungen, 
wenn Gegenseitigkeit gewährleistet ist, und 

 10. für Angehörige von in Österreich beerdigten Kriegsopfern oder Opfern 
der politischen oder rassischen Verfolgung. 

 9. für Angehörige von in Österreich beerdigten Kriegsopfern oder Opfern der 
politischen oder rassischen Verfolgung. 

(4) Einbringung einer Beschwerde gegen Bescheide von 
Vertretungsbehörden in 
Visaangelegenheiten………….……………….110 Euro. 

(4) Einbringung eines Antrages auf Erteilung einer besonderen Bewilligung 
zur Wiedereinreise während der Gültigkeitsdauer eines Einreiseverbotes oder 
Aufenthaltsverbots gemäß § 27a Fremdenpolizeigesetz 2005 
(Wiedereinreisebewilligung) …………………………………...…………... 
160 Euro 

TARIFPOST 8 Vidierungen  

Erteilung einer Vidierung in anderen Angelegenheiten als Paßsachen … 36 Euro  
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4. Abschnitt 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Inneres 

Artikel 11 
Änderung des Europa-Wählerevidenzgesetzes 

 Übergangsbestimmung 
§ 18. (1) Beginnend mit dem 1. Jänner 2017 können Daten der Europa-

Wählerevidenzen von Gemeinden zum Zweck der Einrichtung des ZeWaeR 
dem Bundesministerium für Inneres überlassen werden. Ab diesem Zeitpunkt ist 
das Testen der Applikation im Einvernehmen mit vom Bundesministerium für 
Inneres hierzu ausgewählten Gemeinden zulässig. 

§ 18. Der Bund hat pro zum 31. Dezember 2016 und zum 31. Dezember 2017 
erfasstem Unionsbürger, der nicht die österreichische Staatsangehörigkeit besitzt, 
eine Pauschalentschädigung in der Höhe von jeweils 0,50 Euro zu leisten. 

(2) Am 2. Jänner 2018 haben die Gemeinden die Daten ihrer Europa-
Wählerevidenzen mit dem Stand 31. Dezember 2017 in das ZeWaeR zu 
übertragen und dort weiter zu führen; die bisherigen Wählerevidenzen sind 
spätestens am 2. März 2018 zu löschen. 

 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 20. (1) bis (11) … § 20. (1) bis (11) … 

 (12) § 18 samt Überschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2018 tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung in Kraft. 

Artikel 12 
Änderung des Volksbegehrengesetzes 2018 

Übergangsbestimmung Übergangsbestimmung 
§ 24. (1) Zwischen dem 1. Jänner und dem 15. Jänner 2018 haben die 

Gemeinden für Volksbegehren getätigte Unterstützungserklärungen, für die sie 
gemäß § 4 Abs. 1 des Volksbegehrengesetzes 1973 im Jahr 2017 Bestätigungen 
ausgestellt und hierüber in der Wählerevidenz entsprechende Vermerke 
vorgenommen haben, in einer für ein Volksbegehren gebildeten 

§ 24. Für die Durchführung des nach dem Volksbegehrengesetz 1973 
vollzogenen Volksbegehrens, für das der Eintragungszeitraum von 23. Jänner bis 
30. Jänner 2017 festgelegt war, hat der Bund an die Gemeinden eine 
Pauschalentschädigung in der Höhe von 0,38 Euro pro stimmberechtigt gewesener 
Person zu leisten. Die Pauschalentschädigungen sind innerhalb von zwei Jahren 
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Datenanwendung entsprechend zu vermerken. Diese Vermerke gelten als 
Unterstützungserklärungen gemäß § 5 Abs. 4, wenn das Volksbegehren bis zum 
2. März 2018 registriert worden ist. 

nach dem letzten Tag des Eintragungszeitraums an die Landeshauptmänner 
anzuweisen. Die Landeshauptmänner haben die Pauschalentschädigungen 
unverzüglich an die Gemeinden weiterzuleiten. Die Pauschalentschädigung für die 
Stadt Wien ist ebenfalls bis zu diesem Zeitpunkt vom Bundesminister für Inneres 
anzuweisen. 

(2) Wurde einem Antrag auf Einleitung für ein Volksbegehren im Jahr 
2017 stattgegeben und der Eintragungszeitraum auf einen im Jahr 2018 
liegenden Zeitraum festgelegt, so hat das Eintragungsverfahren nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes durchgeführt zu werden. 

 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 26. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2018 in Kraft. Gleichzeitig 

tritt das Volksbegehrengesetz 1973, BGBl. Nr. 344/1973, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 12/2012, außer Kraft. 

§ 26. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2018 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt das Volksbegehrengesetz 1973, BGBl. Nr. 344/1973, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 12/2012, außer Kraft. 

 (2) § 24 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2018 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

Artikel 13 
Änderung des Wählerevidenzgesetzes 2018 

Übergangsbestimmung Übergangsbestimmung 
§ 17. (1) Beginnend mit dem 1. Jänner 2017 können Daten der 

Wählerevidenzen von Gemeinden zum Zweck des Testens des ZeWaeR an das 
Bundesministerium für Inneres überlassen werden. Ab diesem Zeitpunkt ist das 
Testen der Applikation im Einvernehmen mit vom Bundesministerium für 
Inneres hierzu ausgewählten Gemeinden zulässig. 

§ 17. Der Bund hat pro zum 31. Dezember 2016 und zum 31. Dezember 2017 
aufgrund des Wählerevidenzgesetzes 1973 erfasster Person eine 
Pauschalentschädigung in der Höhe von jeweils 0,50 Euro zu leisten. Die 
Pauschalentschädigungen sind innerhalb von zwei Jahren nach dem jeweils 
genannten Zeitpunkt an die Landeshauptmänner anzuweisen. Die 
Landeshauptmänner haben die Pauschalentschädigungen unverzüglich an die 
Gemeinden weiterzuleiten. Die Pauschalentschädigung für die Stadt Wien ist 
ebenfalls bis zum jeweils genannten Zeitpunkt vom Bundesminister für Inneres 
anzuweisen. 

(2) Am 2. Jänner 2018 haben die Gemeinden die Daten ihrer 
Wählerevidenzen mit dem Stand 31. Dezember 2017 in das ZeWaeR zu 
übertragen und dort weiter zu führen. Die Gemeinden haben die Daten der lokal 
gespeicherten Wählerevidenzen spätestens am 2. Mai 2018 zu löschen. 

 



  25 von 53 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
In- und Außerkrafttreten In- und Außerkrafttreten 

§ 19. Dieses Bundesgesetz tritt in Kraft: § 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt in Kraft: 
 1. § 17 Abs. 1 mit 1. Jänner 2017;  1. § 17 Abs. 1 mit 1. Jänner 2017; 
 2. die übrigen Bestimmungen mit 1. Jänner 2018. Gleichzeitig tritt das 

Wählerevidenzgesetz 1973, BGBl. Nr. 601/1973, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 106/2016, außer Kraft. 

 2. die übrigen Bestimmungen mit 1. Jänner 2018. Gleichzeitig tritt das 
Wählerevidenzgesetz 1973, BGBl. Nr. 601/1973, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 106/2016, außer Kraft. 

 (2) § 17 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XX/2018 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

5. Abschnitt 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für öffentlichen Dienst und Sport 

Artikel 14 
Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 

§ 140. (1) und (2) … § 140. (1) und (2) … 
(3) Abweichend von den Abs. 1 und 2 sind für Beamte des Allgemeinen 

Verwaltungsdienstes folgende Verwendungsbezeichnungen vorgesehen: 
(3) Abweichend von den Abs. 1 und 2 sind für Beamte des Allgemeinen 

Verwaltungsdienstes folgende Verwendungsbezeichnungen vorgesehen: 
für den leitenden 

Beamten des 
Generalsekretariats des 
Verfassungsgerichtshofes 

Generalsekretär 

 

für die Generalsekretärin oder 
den Generalsekretär gemäß § 7 
Abs. 11 BMG oder die leitende 
Beamtin oder den leitenden Beamten 
des Generalsekretariats des 
Verfassungsgerichtshofes 

Generalsekretärin 
oder Generalsekretär 

 

 für die Sprecherin der 
Bundesregierung oder den Sprecher 
der Bundesregierung gemäß 
Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 BMG 

Regierungssprecherin 
oder Regierungssprecher 

 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
§ 141. (1) … § 141. (1) … 
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 (1a) Abweichend vom Abs. 1 erfolgt die Ernennung 
  1. im Falle der Funktion einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs 

gemäß § 7 Abs. 11 BMG befristet auf die Dauer der Funktionsausübung 
der jeweiligen Bundesministerin oder des jeweiligen Bundesministers, 

 2. im Falle der Funktion einer Sprecherin der Bundesregierung oder eines 
Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 BMG auf die Dauer der Funktionsausübung der jeweiligen 
Bundeskanzlerin oder des jeweiligen Bundeskanzlers. 

(2) Abweichend vom Abs. 1 sind Arbeitsplätze der Funktionsgruppen 7 bis 
9 der Verwendungsgruppe A 1 

(2) Abweichend vom Abs. 1 und 1a sind Arbeitsplätze der 
Funktionsgruppen 7 bis 9 der Verwendungsgruppe A 1 

 1. …  1. … 
  1a. bei Verwendung als Generalsekretärin oder Generalsekretär gemäß § 7 

Abs. 11 BMG, wenn die Beamtin oder der Beamte weiterhin dem 
Personalstand einer anderen Dienststelle angehört oder die Verwendung 
zusätzlich zur bisher ausgeübten Funktion erfolgt, auf die Dauer der 
Funktionsausübung der jeweiligen Bundesministerin oder des jeweiligen 
Bundesministers, 

 1b. bei Verwendung als Sprecherin der Bundesregierung oder Sprecher der 
Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 
BMG, wenn die Beamtin oder der Beamte weiterhin dem Personalstand 
einer anderen Dienststelle angehört oder die Verwendung zusätzlich zur 
bisher ausgeübten Funktion erfolgt, auf die Dauer der Funktionsausübung 
der jeweiligen Bundeskanzlerin oder des jeweiligen Bundeskanzlers, 

 2. …  2. … 
ohne Ernennung durch Betrauung zu besetzen. Ohne Ernennung durch Betrauung zu besetzen. 
(3) … (3) … 
(4) Der Beamte kann von einem Arbeitsplatz, mit dem er gemäß Abs. 2 

Z 1 betraut worden ist, jederzeit ohne Angabe von Gründen abberufen werden. 
Die §§ 38 und 40 sind nicht anzuwenden. 

(4) Der Beamte kann von einem Arbeitsplatz, auf den er gemäß Abs. 1a 
ernannt oder mit dem er gemäß Abs. 2 Z 1, 1a oder 1b betraut worden ist, 
jederzeit ohne Angabe von Gründen abberufen werden. Die §§ 38 und 40 sind 
nicht anzuwenden. 

(5) … (5) … 
(6) Endet der Zeitraum der befristeten Ernennung oder einer befristeten 

Betrauung gemäß Abs. 2 Z 2 ohne Weiterbestellung und verbleibt der Beamte im 
(6) Endet der Zeitraum der befristeten Ernennung oder einer befristeten 

Betrauung gemäß Abs. 2 Z 2 ohne Weiterbestellung oder erfolgt eine 
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Dienststand, ist ihm ein anderer Arbeitsplatz zuzuweisen. Eine Einstufung in die 
Funktionsgruppe 4 der Verwendungsgruppe A 1 darf dabei nur mit schriftlicher 
Zustimmung des Beamten unterschritten werden. Unterbleibt eine solche 
Zuweisung des Arbeitsplatzes, ist der Beamte kraft Gesetzes auf eine Planstelle 
der Funktionsgruppe 4 der Verwendungsgruppe A 1 übergeleitet. 

Abberufung von einer Funktion gemäß Abs. 1a und verbleibt der Beamte im 
Dienststand, ist ihm ein anderer Arbeitsplatz zuzuweisen. Eine Einstufung in die 
Funktionsgruppe 4 der Verwendungsgruppe A 1 darf dabei nur mit schriftlicher 
Zustimmung des Beamten unterschritten werden. Unterbleibt eine solche 
Zuweisung des Arbeitsplatzes, ist der Beamte kraft Gesetzes auf eine Planstelle der 
Funktionsgruppe 4 der Verwendungsgruppe A 1 übergeleitet. 

(7) bis (11) … (7) bis (11) … 
§ 141a. (1) bis (8) … § 141a. (1) bis (8) … 
(9) Ein Beamter bleibt in seiner bisherigen Einstufung, wenn er (9) Ein Beamter bleibt in seiner bisherigen Einstufung, wenn er 

 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett eines Bundesministers oder in 
einem Büro eines Staatssekretärs oder in einem Büro eines anderen in 
den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten 
Organs des Bundes betraut wird und 

 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett eines Bundesministers oder in 
einem Büro eines Staatssekretärs oder in einem Büro eines anderen in den 
§§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des 
Bundes oder im Büro der Sprecherin der Bundesregierung oder des 
Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 
der Anlage zu § 2 BMG oder mit dem Arbeitsplatz des Leiters des 
Büros einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs gemäß § 7 
Abs. 11 BMG betraut wird und 

 2. …  2. … 
Verbleibt der Beamte im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 

Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die 
Zentralstelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

Verbleibt der Beamte im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die 
Zentralstelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

(10) bis (12) … (10) bis (12) … 
§ 160. (1) bis (3) … § 160. (1) bis (3) … 
 (4) Einer Universitätslehrerin oder einem Universitätslehrer, die oder der 

Richterin oder Richter am Verwaltungsgerichtshof, am Obersten Gerichtshof oder 
Mitglied des Verfassungsgerichtshofes ist, kann eine zur Ausübung ihres oder 
seines Amtes erforderliche Freistellung in dem von ihr oder ihm beantragten 
prozentuellen Ausmaß unter anteiliger Kürzung der Bezüge gewährt werden. § 
116d Abs. 3 erster Satz GehG ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 284. (1) bis (93) … § 284. (1) bis (93) … 
 (XX) § 140 Abs. 3, § 141 Abs. 1a, 2, 4 und 6, § 141a Abs. 9 Z 1, Anlage 1 

Z 1.2.2a, Z 1.2.2b und Z 1.2.4 lit. b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/2018 treten mit 8. Jänner 2018 in Kraft. 



  28 von 53 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1.2.2. …  1.2.2. … 
  1.2.2a. die Generalsekretärin oder der Generalsekretär gemäß § 7 Abs. 11 BMG, 

 1.2.2b. die Sprecherin der Bundesregierung oder der Sprecher der 
Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 
BMG, 

 1.2.4. der Leiter einer besonders bedeutenden Sektion in einer sonstigen 
Zentralstelle 

 a) … 

 1.2.4. der Leiter einer besonders bedeutenden Sektion in einer sonstigen 
Zentralstelle 

 a) … 
 b) im Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres 

der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten und Leiter der 
Sektion I (Zentrale Angelegenheiten), 
der Sektion II (Internationale Angelegenheiten), 
der Sektion III (Europa), 
der Sektion VI (Management), 

 b) im Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres 
der Sektion I (Zentrale Angelegenheiten), 
der Sektion II (Internationale Angelegenheiten), 
der Sektion III (Europa), 
der Sektion VI (Management), 

 c) bis m) …  c) bis m) … 

Artikel 15 
Änderung des Gehaltsgesetzes 1956 

§ 31. (1) … § 31. (1) … 
(2) Das Fixgehalt beträgt für Beamtinnen und Beamte (2) Das Fixgehalt beträgt für Beamtinnen und Beamte 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 Abweichend von lit. a und b gebührt der Beamtin oder dem Beamten der 

Funktionsgruppe 9 bei Verwendung als Generalsekretärin oder Generalsekretär 
gemäß § 7 Abs. 11 des Bundesministeriengesetzes 1986 – BMG, BGBl. 
Nr. 76/1986 oder als Sprecherin der Bundesregierung oder Sprecher der 
Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG ein 
Fixgehalt nach lit. b. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 36. (1) bis (4) … § 36. (1) bis (4) … 
(5) Der Anspruch auf Ergänzungszulage nach den Abs. 1 oder 2 erlischt 

spätestens drei Jahre nach der Abberufung. Er erlischt schon vorher, wenn 
(5) Der Anspruch auf Ergänzungszulage nach den Abs. 1 oder 2 erlischt 

spätestens drei Jahre nach der Abberufung. Er erlischt schon vorher, wenn 
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 1. und 2. …  1. und 2. … 
 Im Falle einer Abberufung von einem Arbeitsplatz gemäß § 141 Abs. 1a 

BDG 1979 ist Z 1 nur anzuwenden, wenn eine weitere Betrauung als 
Generalsekretärin oder Generalsekretär gemäß § 7 Abs. 11 BMG oder als 
Sprecherin der Bundesregierung oder Sprecher der Bundesregierung gemäß 
Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG erfolgt, und Z 2 nicht 
anzuwenden. 

(6) bis (9) … (6) bis (9) … 
(10) Eine Ergänzungszulage nach den Abs. 1 bis 9 gebührt nicht, (10) Eine Ergänzungszulage nach den Abs. 1 bis 9 gebührt nicht, 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
  2a. aus Anlass einer Tätigkeit nach § 141 Abs. 1a BDG 1979, wenn die 

Beamtin oder der Beamte am Tag der Wirksamkeit des Endens der 
Funktion nicht Verwendungszeiten im Gesamtausmaß von mindestens 
drei Jahren auf Arbeitsplätzen der Funktionsgruppen 7, 8 oder 9 der 
Verwendungsgruppe A 1 oder auf zumindest gleichwertigen 
Arbeitsplätzen im Dienst einer inländischen Gebietskörperschaft aufweist, 
oder 

 3. aus Anlass einer früheren Tätigkeit auf einem höher bewerteten 
Arbeitsplatz, wenn der Beamte während der gesamten Dauer dieser 
Tätigkeit an Stelle des für diese Funktionsgruppe vorgesehenen 
Fixgehaltes oder der für diese Funktionsgruppe vorgesehenen 
Funktionszulage eine Ergänzungszulage nach § 36b erhalten hat. 

 3. aus Anlass einer früheren Tätigkeit auf einem höher bewerteten 
Arbeitsplatz, wenn der Beamte während der gesamten Dauer dieser 
Tätigkeit an Stelle des für diese Funktionsgruppe vorgesehenen 
Fixgehaltes oder der für diese Funktionsgruppe vorgesehenen 
Funktionszulage eine Ergänzungszulage nach § 36b erhalten hat oder 
§ 12i anwendbar war. 

Die Ausschlussbestimmung der Z 3 ist in den Fällen des § 141 Abs. 2 Z 2 und 
Abs. 8 BDG 1979 nicht anzuwenden. 

Die Ausschlussbestimmung der Z 3 ist in den Fällen des § 141 Abs. 2 Z 2 und 
Abs. 8 BDG 1979 nicht anzuwenden. 

§ 36b. (1) Der Beamtin oder dem Beamten gebührt eine ruhegenussfähige 
Ergänzungszulage, wenn sie oder er für einen sechs Monate überschreitenden 
Zeitraum mit einer Tätigkeit auf einem Arbeitsplatz betraut ist, ohne damit 
dauernd oder gemäß § 141 Abs. 1 oder 2 oder § 141a Abs. 9 BDG 1979 betraut 
zu sein, und ihr oder ihm für den Fall einer dauernden Betrauung oder einer 
Betrauung gemäß § 141 Abs. 1 BDG 1979 mit dieser Verwendung ein 
Monatsbezug gebühren würde, der den Monatsbezug der Beamtin oder des 
Beamten übersteigt. 

§ 36b. (1) Der Beamtin oder dem Beamten gebührt eine ruhegenussfähige 
Ergänzungszulage, wenn sie oder er für einen sechs Monate überschreitenden 
Zeitraum mit einer Tätigkeit auf einem Arbeitsplatz betraut ist, ohne damit dauernd 
oder gemäß § 141 Abs. 1, 1a oder Abs. 2 Z 1 oder § 141a Abs. 9 BDG 1979 
betraut zu sein, und ihr oder ihm für den Fall einer dauernden Betrauung oder einer 
Betrauung gemäß § 141 Abs. 1 oder 1a BDG 1979 mit dieser Verwendung ein 
Monatsbezug gebühren würde, der den Monatsbezug der Beamtin oder des 
Beamten übersteigt. 

(1a) … (1a) … 



  30 von 53 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Die Ergänzungszulage gebührt, (2) Die Ergänzungszulage gebührt, 

 1. wenn dem Beamten im Fall einer Betrauung gemäß § 141 Abs. 1 
BDG 1979 ein Fixgehalt gebührte, in der Höhe des Unterschiedes 
zwischen 

 1. wenn dem Beamten im Fall einer Betrauung gemäß § 141 Abs. 1 oder 1a 
BDG 1979 ein Fixgehalt gebührte, in der Höhe des Unterschiedes 
zwischen 

 a) und b) …  a) und b) … 
 2. und 3. …  2. und 3. … 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 175. (1) bis (90) … § 175. (1) bis (90) … 

 (XX) § 31 Abs. 2 Z 3, § 36 Abs. 5 und 10 Z 2a und 3 sowie § 36b Abs. 1 und 
2 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2018 treten mit 
8. Jänner 2018 in Kraft. 

Artikel 16 
Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 

§ 4a. (1) Im Falle eines befristeten Dienstverhältnisses, das im 
Zusammenhang mit 

§ 4a. (1) Im Falle eines befristeten Dienstverhältnisses, das im 
Zusammenhang mit 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. einer Betrauung mit der Funktion eines Generalsekretärs gemäß § 7 

Abs. 11 des Bundesministeriengesetzes 1986, BGBl. Nr. 76, durch 
Dienstvertrag 

 3. einer Betrauung mit der Funktion eines Generalsekretärs gemäß § 7 
Abs. 11 des Bundesministeriengesetzes 1986 – BMG, BGBl. 
Nr. 76/1986, durch Dienstvertrag oder 

  4. einer Betrauung mit der Funktion der Sprecherin der Bundesregierung 
oder des Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des 
Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG 

eingegangen wurde, gilt eine befristete Fortsetzung des Dienstverhältnisses nicht 
als eine Verlängerung der Dienstverhältnisse nach § 4 Abs. 4 oder gleichartiger 
Rechtsvorschriften. 

eingegangen wurde, gilt eine befristete Fortsetzung des Dienstverhältnisses nicht 
als eine Verlängerung der Dienstverhältnisse nach § 4 Abs. 4 oder gleichartiger 
Rechtsvorschriften. 

§ 68. (1) … § 68. (1) … 
 (1a) Arbeitsplätze 

 1. gemäß § 4a Abs. 1 Z 3 sind befristet auf die Dauer der Funktionsausübung 
der jeweiligen Bundesministerin oder des jeweiligen Bundesministers 

 2. gemäß § 4a Abs. 1 Z 4 sind befristet auf die Dauer der Funktionsausübung 
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der jeweiligen Bundeskanzlerin oder des jeweiligen Bundeskanzlers zu 
besetzen. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
(7) Der Vertragsbedienstete kann von einem im Abs. 5 angeführten 

Arbeitsplatz jederzeit ohne Angabe von Gründen abberufen werden. 
(7) Der Vertragsbedienstete kann von einem im Abs. 1a oder 5 angeführten 

Arbeitsplatz jederzeit ohne Angabe von Gründen abberufen werden. 
§ 69. (1) bis (6) … § 69. (1) bis (6) … 
(7) Ein Vertragsbediensteter bleibt in seiner bisherigen Einstufung, wenn er (7) Ein Vertragsbediensteter bleibt in seiner bisherigen Einstufung, wenn er 

 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett eines Bundesministers oder in 
einem Büro eines Staatssekretärs oder in einem Büro eines anderen in 
den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten 
Organs des Bundes betraut wird, der nicht einer der 
Bewertungsgruppen v1/5 bis v1/7 angehört, und 

 1. mit einem Arbeitsplatz in einem Kabinett eines Bundesministers oder in 
einem Büro eines Staatssekretärs oder in einem Büro eines anderen in den 
§§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des 
Bundes oder im Büro der Sprecherin der Bundesregierung oder des 
Sprechers der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 
der Anlage zu § 2 BMG oder mit dem Arbeitsplatz des Leiters des 
Büros einer Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs gemäß § 7 
Abs. 11 BMG betraut wird, der nicht einer der Bewertungsgruppen v1/5 
bis v1/7 angehört, und 

 2. …  2. … 
Verbleibt der Vertragsbedienstete im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die 
Dienststelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

Verbleibt der Vertragsbedienstete im Fall einer Betrauung nach Z 1 weiterhin im 
Personalstand einer anderen Dienststelle, gilt er mit der Betrauung als an die 
Dienststelle dienstzugeteilt, in der sich der neue Arbeitsplatz befindet. 

(8) und (9) … (8) und (9) … 
§ 74. (1) … § 74. (1) … 
(2) Das fixe Monatsentgelt beträgt für Vertragsbedienstete (2) Das fixe Monatsentgelt beträgt für Vertragsbedienstete 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 Abweichend davon gebührt der oder dem Vertragsbediensteten bei 

Verwendung als Generalsekretärin oder Generalsekretär gemäß § 7 Abs. 11 BMG 
oder als Sprecherin der Bundesregierung oder Sprecher der Bundesregierung 
gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG ein fixes 
Monatsentgelt in der Höhe des Fixgehalts nach § 31 Abs. 2 Z 3 lit. b GehG. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 75. (1) Wird ein Vertragsbediensteter in eine niedrigere 

Bewertungsgruppe seiner Entlohnungsgruppe eingestuft, gebührt ihm eine 
§ 75. (1) Wird ein Vertragsbediensteter in eine niedrigere Bewertungsgruppe 

seiner Entlohnungsgruppe eingestuft oder von einem Arbeitsplatz gemäß § 68 
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Ergänzungszulage, wenn das jeweilige Monatsentgelt in der neuen Verwendung 
niedriger ist als das Monatsentgelt, auf das der Vertragsbedienstete bisher 
Anspruch gehabt hat. 

Abs. 1a abberufen, gebührt ihm eine Ergänzungszulage, wenn das jeweilige 
Monatsentgelt in der neuen Verwendung niedriger ist als das Monatsentgelt, auf 
das der Vertragsbedienstete bisher Anspruch gehabt hat. 

(2) … (2) … 
(3) Der Anspruch auf Ergänzungszulage nach Abs. 1 erlischt, wenn (3) Der Anspruch auf Ergänzungszulage nach Abs. 1 erlischt, wenn 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 Im Falle einer Abberufung von einem Arbeitsplatz gemäß § 68 Abs. 1a ist Z 2 

nur anzuwenden, wenn eine weitere Betrauung als Generalsekretärin oder 
Generalsekretär gemäß § 7 Abs. 11 BMG oder als Sprecherin der Bundesregierung 
oder Sprecher der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 BMG erfolgt, und Z 3 nicht anzuwenden. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 
(8) Eine Ergänzungszulage nach den Abs. 1 bis 7 gebührt nicht, wenn (8) Eine Ergänzungszulage nach den Abs. 1 bis 7 gebührt nicht, wenn 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. die nach § 68 Abs. 1 oder 4 vorgesehene Dauer einer zeitlich 

begrenzten Funktion ohne Weiterbestellung endet oder im Falle einer 
vorzeitigen Abberufung aus einer zeitlich begrenzten Funktion die nach 
§ 68 Abs. 1 oder 4 ursprünglich vorgesehene Funktionsdauer abläuft 
oder 

 3. die nach § 68 Abs. 1, 1a oder 4 vorgesehene Dauer einer zeitlich 
begrenzten Funktion ohne Weiterbestellung endet oder im Falle einer 
vorzeitigen Abberufung aus einer zeitlich begrenzten Funktion die nach 
§ 68 Abs. 1, 1a oder 4 ursprünglich vorgesehene Funktionsdauer abläuft 
oder 

 4. der Vertragsbedienstete von einem Arbeitsplatz im Kabinett eines 
Bundesministers oder im Büro eines Staatssekretärs oder im Büro eines 
anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes angeführten 
obersten Organs des Bundes abberufen wird, wenn er nicht am Tag der 
Wirksamkeit der Abberufung Verwendungszeiten nach Abs. 9 von 
mindestens drei Jahren aufweist. 

 4. die oder der Vertragsbedienstete von 
 a) einer Funktion gemäß § 68 Abs. 1a oder 
 b) dem Arbeitsplatz der Leiterin oder des Leiters des Büros einer 

Generalsekretärin oder eines Generalsekretärs gemäß § 7 Abs. 11 BMG 
oder 

 c) einem Arbeitsplatz im Kabinett einer Bundesministerin oder eines 
Bundesministers oder im Büro einer Staatssekretärin oder eines 
Staatssekretärs oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 
des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes oder im 
Büro der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der 
Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 
BMG 

 abberufen wird, wenn sie oder er nicht am Tag der Wirksamkeit der 
Abberufung Verwendungszeiten nach Abs. 9 von mindestens drei Jahren 
aufweist oder 
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  5. eine oder ein Vertragsbediensteter von einer Funktion gemäß § 68 Abs. 1a 

abberufen wird, wenn sie oder er die vor der Betrauung mit dieser 
Funktion ausgeübte Funktion während dieser Betrauung weiterhin 
ausgeübt oder weiterhin dem Personalstand einer anderen Dienststelle 
angehört hat. 

(9) Verwendungszeiten im Sinne des Abs. 8 Z 4 sind bei Abberufung von 
einem 

(9) Verwendungszeiten im Sinne des Abs. 8 Z 4 sind bei Abberufung von 
einem 

 1. im § 68 Abs. 5 angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf 
Arbeitsplätzen der Bewertungsgruppen v1/5, v1/6 oder v1/7 oder auf 
zumindest gleichwertigen Arbeitsplätzen im Dienst einer inländischen 
Gebietskörperschaft, 

 1. im § 68 Abs. 1a oder 5 angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf 
Arbeitsplätzen der Bewertungsgruppen v1/5, v1/6 oder v1/7 oder auf 
zumindest gleichwertigen Arbeitsplätzen im Dienst einer inländischen 
Gebietskörperschaft, 

 2. im § 69 Abs. 7 Z 1 angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf 
Arbeitsplätzen im Kabinett eines Bundesministers oder im Büro eines 
Staatssekretärs oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 
des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes. 

 2. im § 69 Abs. 7 Z 1 angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf 
Arbeitsplätzen im Kabinett eines Bundesministers oder im Büro eines 
Staatssekretärs oder im Büro eines anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 
des Bezügegesetzes angeführten obersten Organs des Bundes oder im 
Büro der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der 
Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu 
§ 2 BMG, 

  3. im Abs. 8 Z 4 lit. b angeführten Arbeitsplatz alle Verwendungen auf 
Arbeitsplätzen als Leiterin oder Leiter des Büros einer Generalsekretärin 
oder eines Generalsekretärs nach § 7 Abs. 11 BMG. 

(10) und (11) … (10) und (11) … 
§ 100. (1) bis (80) … § 100. (1) bis (80) … 

 (XX) § 4a Abs. 1 Z 3 und 4, § 68 Abs. 1a und 7, § 69 Abs. 7 Z 1, § 74 Abs. 2 
Z 3 sowie § 75 Abs. 1, 3, 8 und 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/2018 treten mit 8. Jänner 2018 in Kraft. 

Artikel 17 
Änderung des Ausschreibungsgesetzes 

§ 82. In anderen Bundesgesetzen enthaltene Bestimmungen über 
 1. die Ausschreibung von Funktionen oder Planstellen oder 
 2. Betrauungen mit Arbeitsplätzen 

§ 82. (1) In anderen Bundesgesetzen enthaltene Bestimmungen über 
 1. die Ausschreibung von Funktionen oder Planstellen oder 
 2. Betrauungen mit Arbeitsplätzen 
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sind anstelle dieses Bundesgesetzes anzuwenden. sind anstelle dieses Bundesgesetzes anzuwenden. 
 (2) Hinsichtlich der Betrauung als Generalsekretärin oder Generalsekretär im 

Sinne des § 7 Abs. 11 BMG, als Sprecherin der Bundesregierung oder Sprecher 
der Bundesregierung gemäß Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 BMG, 
als Leiterin oder Leiter des Büros des Generalsekretariats oder als Leiterin oder 
Leiter des Büros der Sprecherin der Bundesregierung oder des Sprechers der 
Bundesregierung findet dieses Bundesgesetz keine Anwendung. 

§ 90. (1) … § 90. (1) bis (11) … 
 (XX) § 82 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2018 tritt mit 

8. Jänner 2018 in Kraft. 

Artikel 18 
Änderung des Bundesgesetzes über Aufgaben und Organisation des auswärtigen Dienstes – Statut 

Generalsekretär Generalsekretär 
§ 2. (1) Der Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten hat jeweils 

einen geeigneten Beamten oder Vertragsbediensteten des höheren Dienstes mit 
der Leitung der für „Zentrale Angelegenheiten“ im Bundesministerium für 
auswärtige Angelegenheiten zuständigen Sektion und zugleich als 
Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten mit der zusammenfassenden 
Behandlung aller zum Wirkungsbereich des Bundesministeriums für auswärtige 
Angelegenheiten gehörenden Geschäfte zu betrauen. 

§ 2. (1) Der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres hat jeweils 
einen geeigneten Beamten oder Vertragsbediensteten des höheren Dienstes gemäß 
§ 7 Abs. 11 des Bundesministeriengesetzes 1986 – BMG, BGBl. Nr. 76/1986, als 
Generalsekretär mit der zusammenfassenden Behandlung aller zum 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Europa, Integration und Äußeres 
gehörenden Geschäfte zu betrauen. 

(2) Der Generalsekretär für auswärtige Angelegenheiten ist unbeschadet 
seiner Stellung als Leiter der Sektion „Zentrale Angelegenheiten“ auch der 
unmittelbare Vorgesetzte aller anderen Sektionsleiter im Bundesministerium für 
auswärtige Angelegenheiten sowie der Leiter aller diesem Bundesministerium 
nachgeordneten Dienststellen (einschließlich der Honorarfunktionäre). 

(2) Der Generalsekretär ist auch der unmittelbare Vorgesetzte aller anderen 
Sektionsleiter im Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres sowie 
der Leiter aller diesem Bundesministerium nachgeordneten Dienststellen 
(einschließlich der Honorarfunktionäre). 

§ 33. (1) … § 33. (1) … 
 (2) § 2 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XXX/2018 tritt mit 8. Jänner 2018 in Kraft. 
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6. Abschnitt 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Forschung 

Artikel 19 
Änderung des Universitätsgesetzes 2002 

Budget Budget 
§ 141. (1) … (6) … § 141. (1) … (6) … 

(7) Die der Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H. gegenüber den 
Universitäten insgesamt aufgrund von vertraglichen Vereinbarungen zustehenden 
Mietforderungen reduzieren sich für die Jahre 2018 bis 2021 um 
17.391.000 Euro jährlich. Der gemäß § 12 Abs. 2 festgelegte Gesamtbetrag für 
die Leistungsvereinbarungsperiode 2016 bis 2018 sowie der gemäß § 141b 
festgelegte Gesamtbetrag für die Leistungsvereinbarungsperiode 2019 bis 2021 
verringern sich im gleichen Ausmaß. Das Rektorat ist verpflichtet, ein Angebot 
der Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H. zur Reduktion der der 
Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H. vertraglich zustehenden Mietforderungen 
auch unter allfälligen Bedingungen anzunehmen, sofern diese für die Universität 
wirtschaftlich vertretbar sind. Das zwischen der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister und einer Universität in der Leistungsvereinbarung für die 
Periode 2016 bis 2018 vereinbarte Globalbudget der Universität verringert sich 
in jenem Ausmaß, in dem die Bundesimmobiliengesellschaft m.b.H. die ihr 
gegenüber dieser Universität aufgrund vertraglicher Vereinbarung zustehenden 
Mietforderungen für das Jahr 2018 reduziert. 

Leistungsvereinbarungen für den Zeitraum 2019 bis 2021 Leistungsvereinbarungen für den Zeitraum 2019 bis 2021 
§ 141b. Der Gesamtbetrag zur Finanzierung der Universitäten (§ 12 Abs. 2) 

beträgt für die Leistungsvereinbarungsperiode 2019 bis 2021 11,07 Milliarden €. 
§ 141b. Der Gesamtbetrag zur Finanzierung der Universitäten (§ 12 Abs. 2) 

beträgt für die Leistungsvereinbarungsperiode 2019 bis 2021 10.992 Milliarden 
€. 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften Inkrafttreten und Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften 

§ 143. (1) … (51) … § 143. (1) … (51) … 
(52) § 141 Abs. 7 und § 141b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
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Nr. xxx/2018 treten mit 1. Februar 2018 in Kraft. 

Artikel 20 
Änderung des Innovationsstiftung-Bildung-Gesetzes 

Gegenstand Gegenstand 
§ 1. (1) Zur Förderung von Innovation im Bildungsbereich wird eine 

Stiftung mit dem Namen „Innovationsstiftung für Bildung“ (nachfolgend: 
Stiftung) mit Sitz in Wien und einem Vermögen von 50 Millionen Euro errichtet. 

§ 1. (1) Zur Förderung von Innovation im Bildungsbereich wird eine 
Stiftung mit dem Namen „Innovationsstiftung für Bildung“ (nachfolgend: 
Stiftung) mit Sitz in Wien errichtet. Das seitens des Bundes bereitgestellte 
Vermögen der Stiftung beträgt maximal 50 Millionen Euro. 

… … 
Zielerreichung Zielerreichung 

§ 3. … § 3. … 
(2) Das Bildungsniveau und die Innovationskompetenz aller Altersgruppen 

(§ 2) sollen durch Förderungen in den folgenden Kategorien („Aktionslinien“) 
angehoben werden: 

(2) Das Bildungsniveau und die Innovationskompetenz aller Altersgruppen 
(§ 2) sollen durch Förderungen in den folgenden Kategorien („Aktionslinien“) 
angehoben werden: 

… … 
 2. Transformation des Bildungssystems insbesondere mit den 

Schwerpunkten 
 2. Transformation des Bildungssystems insbesondere mit den 

Schwerpunkten 
 a) Bildung und Forschung,  a) Bildung und Forschung, 
 b) Wirtschaft und Bildung,  b) Wirtschaft und Bildung, 
 c) Erschließung des Bildungsmarktes sowie  c) Erschließung des Bildungsmarktes sowie 
 d) Integrierende Entwicklungsprojekte im Bereich „Forschung – Bildung – 

Innovation“ sowie 
 d) Integrierende Entwicklungsprojekte im Bereich „Forschung – Bildung – 

Innovation“, 
 3. Bewusstseinsbildung.  3. Bewusstseinsbildung, 
  4. Pilotprojekte zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen 

Einrichtungen gemäß Abs. 3 sowie 
  5. Vergabe von Stipendien zur Anhebung des Bildungsniveaus und der 

Innovationskompetenz in Österreich. 
… … 



  37 von 53 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (4) Die Aktionslinien sind durch Dreijahresprogramme und darauf 

basierende Ausschreibungen zu operationalisieren. Ausschreibungen haben 
insbesondere zur Einhaltung der Kriterien gemäß Abs. 5 und der 
wettbewerbsrechtlichen Regeln der Europäischen Union die näheren 
Bestimmungen, unter denen Förderungen gewährt werden können, wie 
insbesondere 

(4) Die Aktionslinien gemäß Abs. 2 Z 1 bis 3 sind gegebenenfalls durch 
Dreijahresprogramme und darauf basierende Ausschreibungen zu 
operationalisieren. Ausschreibungen haben insbesondere zur Einhaltung der 
Kriterien gemäß Abs. 5 und der wettbewerbsrechtlichen Regeln der 
Europäischen Union die näheren Bestimmungen, unter denen Förderungen 
gewährt werden können, wie insbesondere 

… … 

(6) Doppelförderungen sind zu vermeiden, wobei die Förderung von 
Projekten, die inhaltlich auf bestehenden Projekten aufbauen oder diese 
ergänzen, jedenfalls zulässig ist. 

(6) Doppelförderungen sind zu vermeiden, wobei die Förderung von 
Projekten, die inhaltlich auf bestehenden Projekten aufbauen, diese abändern, 
ergänzen oder erweitern, jedenfalls zulässig ist. 

Stiftungsvermögen und Fördermittelaufbringung Stiftungsvermögen und Fördermittelaufbringung 

§ 4. (1) Das Vermögen gemäß § 1 Abs. 1 ist aus den von der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen zur Verfügung 
gestellten Mitteln zu bilden. 

§ 4. (1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung hat der Stiftung jährlich einen Betrag von 
mindestens 2 Millionen Euro zur Verfügung zu stellen. 

(2) Zusätzlich zu den in Abs. 1 vorgesehenen Mitteln kann die Stiftung mit (2) Zusätzlich zu den in Abs. 1 vorgesehenen Mitteln darf die Stiftung mit 
Zuwendungen Dritter dotiert werden. 

 1. Zuwendungen Privater oder  

 2. Zuwendungen öffentlicher Stellen 
dotiert werden. 

 

… … 

(6) Auf die Substiftungen gemäß Abs. 5 sind die §§ 2 und 3, § 4 Abs. 2 
bis 7, die §§ 5 und 6 sowie § 14 Abs. 1 Z 1, 2, 4 und 5 sowie Abs. 2 mit den 
folgenden Maßgaben anzuwenden: 

(6) Auf die Substiftungen gemäß Abs. 5 sind die §§ 2 und 3, § 4 Abs. 2 
bis 8, die §§ 5 und 6 sowie § 14 Abs. 1 Z 1, 2, 4 und 5 sowie Abs. 2 mit den 
folgenden Maßgaben anzuwenden: 

 1. Substiftungen sind berechtigt, ihrem Namen oder der Abkürzung ihres 
Namens (einschließlich Logo) das Bundeswappen beizusetzen. 

 1. Substiftungen sind berechtigt, ihrem Namen oder der Abkürzung ihres 
Namens (einschließlich Logo) das Bundeswappen beizusetzen. 

  1a. Substiftungen erfüllen den Zweck gemäß § 2 auch durch Förderung 
einer bestimmten Altersgruppe. 

 2. Substiftungen haben die im Zeitpunkt ihrer Gründung bestehenden 
Aktionslinien gemäß § 3 Abs. 2 anzuwenden. Entscheidungen des 
Stiftungsrates über die Annahme neuer sowie die Aufhebung oder 

 2. Substiftungen haben die im Zeitpunkt ihrer Gründung bestehenden 
Aktionslinien gemäß § 3 Abs. 2 anzuwenden. Entscheidungen des 
Stiftungsrates über die Annahme neuer sowie die Aufhebung oder 
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Abänderung bestehender Aktionslinien gemäß § 10 Abs. 10 Z 4, die 
nach ihrer Gründung getroffen werden, dürfen übernommen werden. 

Abänderung bestehender Aktionslinien gemäß § 10 Abs. 10 Z 4, die 
nach ihrer Gründung getroffen werden, dürfen übernommen werden. 

  2a. Dem über die Vergabe von Stipendien entscheidenden Organ von 
Substiftungen, die Stipendien gemäß § 3 Abs. 2 Z 5 vergeben, hat ein 
Mitglied eines Organs der Stiftung anzugehören. 

… … 

Stiftungsvorstand Stiftungsvorstand 

§ 9. (1) Der Stiftungsvorstand besteht aus der Geschäftsführerin oder dem 
Geschäftsführer der OeAD-GmbH. Der Stiftungsvorstand unterliegt nur den 
Weisungen des Stiftungsrates. 

§ 9. (1) Der Stiftungsvorstand besteht aus der Geschäftsführerin oder dem 
Geschäftsführer der OeAD-GmbH. Der Stiftungsvorstand unterliegt nur den 
Weisungen des Stiftungsrates. 

… … 

(3) Die Aufgaben des Stiftungsvorstandes sind (3) Die Aufgaben des Stiftungsvorstandes sind 

 1. die Aufgaben des Stiftungsvorstandes nach dem BStFG 2015,  1. die Aufgaben des Stiftungsvorstandes nach dem BStFG 2015, 

  1a. die Unterbreitung von Vorschlägen ob bzw. in welchem Umfang 
Aktionslinien gemäß § 3 Abs. 4 zu operationalisieren sind, 

… … 

 4. die Veröffentlichung  4. die Veröffentlichung 

 a) der Aktionslinien gemäß § 3 Abs. 2 und § 10 Abs. 10 Z 4 sowie der 
darauf basierenden Dreijahresprogramme und Ausschreibungen, 

 a) der Aktionslinien gemäß § 3 Abs. 2 und § 10 Abs. 10 Z 4 sowie von 
darauf basierenden Dreijahresprogrammen und Ausschreibungen, 

… … 

Stiftungsrat Stiftungsrat 

§ 10. (1) Der Stiftungsrat besteht aus sechs Mitgliedern, wobei § 10. (1) Der Stiftungsrat besteht aus sechs Mitgliedern, wobei 

… … 

(10) Die Aufgaben des Stiftungsrates sind (10) Die Aufgaben des Stiftungsrates sind 



  39 von 53 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. die Entscheidung über die Förderung von Anträgen gemäß § 3 Abs. 3,  1. die Entscheidung über 

 a) die Förderung von Anträgen gemäß § 3 Abs. 3 sowie 
 b) die Vergabe von Stipendien gemäß § 3 Abs. 2 Z 5 auf 

Vorschlag des wissenschaftlichen Beirates, 
  1a. die Beschlussfassung über die Operationalisierung von Aktionslinien 

gemäß § 3 Abs. 4 auf Vorschlag des Stiftungsvorstandes, 
… … 

 5. die Entscheidung über die vom wissenschaftlichen Beirat 
ausgearbeiteten Dreijahresprogramme zur Operationalisierung der 
Aktionslinien gemäß § 3 Abs. 4, 

 5. die Entscheidung über die vom wissenschaftlichen Beirat 
ausgearbeiteten Dreijahresprogramme zur Operationalisierung von 
Aktionslinien gemäß § 3 Abs. 4, 

 6. die Entscheidung über die Ausschreibungen im Rahmen der 
Aktionslinien und Dreijahresprogramme gemäß § 3 Abs. 4 sowie der 
jeweils zuständigen Agenturen gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 lit. a bis d nach 
Kenntnisnahme der Empfehlungen des wissenschaftlichen Beirates, 

 6. die Entscheidung über 
 a) die Ausschreibungen im Rahmen von Aktionslinien und 

Dreijahresprogrammen gemäß § 3 Abs. 4 sowie 
 b) die jeweils zuständigen Agenturen gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 lit. a bis d 
 nach Kenntnisnahme der Empfehlungen des wissenschaftlichen 
Beirates, 

… … 

Wissenschaftlicher Beirat Wissenschaftlicher Beirat 

§ 11. … § 11. … 

(4) Die Aufgabe des wissenschaftlichen Beirates sind (4) Die Aufgabe des wissenschaftlichen Beirates sind 

 1. die Unterbreitung von Vorschlägen 
 a) zur Aufnahme in die Landkarte der Bildungsinnovationen gemäß 

§ 15 sowie 
 b) zur Verleihung von Gütesiegeln für Bildungsinnovationen gemäß 

§ 16, 

 1. die Unterbreitung von Vorschlägen 
 a) zur Vergabe von Stipendien gemäß § 3 Abs. 2 Z 5 sowie 
 b) zur Aufnahme in die Landkarte der 

Bildungsinnovationen gemäß § 15 sowie 
 c) zur Verleihung von Gütesiegeln für 

Bildungsinnovationen gemäß § 16, 
 2. die Abgabe von Empfehlungen  2. die Abgabe von Empfehlungen 

… … 
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 b) zur Operationalisierung der Aktionslinien und Dreijahresprogramme 

durch Ausschreibungen gemäß § 10 Abs. 10 Z 6, 
 b) zur Operationalisierung von Aktionslinien und 

Dreijahresprogrammen durch Ausschreibungen gemäß § 10 Abs. 10 
Z 6, 

 3. die Ausarbeitung von Dreijahresprogrammen zur Operationalisierung 
der Aktionslinien gemäß § 3 Abs. 4 sowie 

 3. die Ausarbeitung von Dreijahresprogrammen zur Operationalisierung 
von Aktionslinien gemäß § 3 Abs. 4 sowie 

… … 

Inkraft- und Außerkrafttreten Inkraft- und Außerkrafttreten 

§ 21. … § 21. … 

(2) … (2) … 
 (3) § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 2 Z 2 lit. d, Z 3, 4 und 5 sowie Abs. 4 und 6, § 4 

Abs. 1, 2 sowie 6 Z 1a und 2, § 9 Abs. 3 Z 1a und Z 4 lit. a, § 10 Abs. 10 Z 1,1a, 
5 und 6, § 11 Abs. 4 Z 1, 2 lit. b und Z 3 sowie § 22 Z 1 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2018-2019, BGBl. I Nr. xxx/2018, treten mit 1. Jänner 
2018 in Kraft. 

7. Abschnitt 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 

Artikel 21 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
§ 31. (1) bis (13) unverändert. § 31. (1) bis (13) unverändert. 
(14) Der Hauptverband ist verpflichtet, für Dienstgeber, die 

durchschnittlich mindestens 25 vollversicherte (freie) DienstnehmerInnen, 
ausgenommen RehabilitationsgeldbezieherInnen und Lehrlinge, beschäftigen, 
einmal jährlich den Anteil älterer Personen (55 Lebensjahre und älter) an allen 
vollversicherten Beschäftigten festzustellen, und zwar 

(14) Aufgehoben. 

 1. für alle diese Dienstgeber insgesamt (Gesamtquote),  
 2. für die einzelnen Abteilungen, denen diese Dienstgeber jeweils  
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angehören, nach der Systematik der Wirtschaftstätigkeiten ÖNACE 
(Branchenquote) und 

 3. für jeden einzelnen dieser Dienstgeber gesondert (Dienstgeberquote).  
Der Anteil ist aus dem Durchschnitt der Beschäftigtenstände, ausgenommen 
RehabilitationsgeldbezieherInnen und Lehrlinge, vom 1. Juli des Vorjahres bis 
zum 30. Juni des Jahres der Feststellung zu ermitteln. Monate, in denen bei 
einem Dienstgeber keine vollversicherten (freien) DienstnehmerInnen 
beschäftigt waren, sind für die Quoten nach Z 1 bis 3 nicht zu berücksichtigen. 

 

(15) Der Hauptverband hat einmal jährlich jeweils bis zum 30. September 
auf elektronischem Weg zu informieren: 

(15) Aufgehoben. 

 1. die betroffenen Dienstgeber über die zuletzt ermittelte Gesamtquote 
nach Abs. 14 Z 1, über die zuletzt ermittelte, sie betreffende 
Branchen- und Dienstgeberquote nach Abs. 14 Z 2 und 3 sowie 
darüber, ob die Dienstgeberquote die jeweilige Branchenquote unter- 
oder überschreitet; über Letzteres ist auf Verlangen mit Bescheid 
abzusprechen; 

 

 2. die in Betracht kommenden gesetzlichen Interessenvertretungen der 
DienstnehmerInnen und der Dienstgeber über alle nach Abs. 14 Z 1 
bis 3 zuletzt ermittelten Quoten, wobei die bundesweit eingerichteten 
gesetzlichen Interessenvertretungen die ihr zugehörigen 
Landeseinrichtungen zu informieren haben. 

 

Der Hauptverband hat die nach Z 1 betroffenen Dienstgeber mit der 
Information im Jahr 2017 auf die Rechtsfolgen nach § 1a Abs. 5 AMPFG und 
nach § 41 Abs. 5a FLAG hinzuweisen. Die in Betracht kommende gesetzliche 
Interessenvertretung der Dienstgeber hat alle in ihren Zuständigkeitsbereich 
fallenden Dienstgeber, die die Branchenquote nach Abs. 14 Z 2 unterschreiten, 
über die Erhöhung der Dienstgeberquote zu beraten. 

 

(16) Die Aufgaben nach den Abs. 14 und 15 Z 1 und 2 hat der 
Hauptverband im übertragenen Wirkungsbereich nach den Weisungen des 
Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu vollziehen. 
Die Beratungen nach Abs. 15 letzter Satz erfolgen im eigenen 
Wirkungsbereich der jeweils in Betracht kommenden Interessenvertretung der 
Dienstgeber. Diese hat über ihre Beratungstätigkeit je Kalenderjahr bis zum 
31. März des jeweiligen Folgejahres dem Bundesminister für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz zu berichten. Dieser Bericht hat auch eine Analyse 

(16) Aufgehoben. 
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der Ursachen zu enthalten und ist im Internet zu veröffentlichen. 

Meldung von Änderungen und der monatlichen Beitragsgrundlagen Meldung von Änderungen und der monatlichen Beitragsgrundlagen 
§ 34. (1) bis (4) unverändert. § 34. (1) bis (4) unverändert. 
(5) Werden die Beiträge vom Träger der Krankenversicherung nach § 58 

Abs. 4 dem Beitragsschuldner/der Beitragsschuldnerin vorgeschrieben, so ist 
die monatliche Beitragsgrundlagenmeldung erstmals für jenen 
Beitragszeitraum, in dem die Beschäftigung aufgenommen wurde, zu 
übermitteln. In der Folge ist eine monatliche Beitragsgrundlagenmeldung nur 
dann zu erstatten, wenn eine Änderung der Beitragsgrundlage (§§ 44 und 54) 
erfolgt. Abweichend von Abs. 2 endet die Frist für die Vorlage der 
monatlichen Beitragsgrundlagenmeldung mit dem Siebenten des Monats, der 
dem Monat der Anmeldung zur Pflichtversicherung oder der Änderung der 
Beitragsgrundlage folgt. 

(5) Werden die Beiträge vom Träger der Krankenversicherung nach § 58 
Abs. 4 dem Beitragsschuldner/der Beitragsschuldnerin vorgeschrieben, so ist die 
monatliche Beitragsgrundlagenmeldung erstmals für jenen Beitragszeitraum, in 
dem die Beschäftigung aufgenommen wurde, zu übermitteln. In der Folge ist eine 
monatliche Beitragsgrundlagenmeldung nur dann zu erstatten, wenn eine 
Änderung der Beitragsgrundlage (§§ 44 und 54) erfolgt. Abweichend von Abs. 2 
endet die Frist für die Vorlage der monatlichen Beitragsgrundlagenmeldung mit 
dem Siebenten des Monats, der dem Monat der Anmeldung zur 
Pflichtversicherung oder der Änderung der Beitragsgrundlage folgt. Für 
Versicherte nach § 4 Abs. 4 kann die Meldung der nach § 44 Abs. 8 ermittelten 
Beitragsgrundlage bis zum Siebenten des der Entgeltleistung folgenden 
Kalendermonats erfolgen. 

 
Meldung zur Pflichtversicherung der Leistungsbezieher/innen 

 § 38a. Für Personen, die auf Grund eines Leistungsbezuges der 
Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz unterliegen, haben die 
meldepflichtigen Stellen alle für den Beginn und das Ende der jeweiligen 
Pflichtversicherung maßgebenden Umstände sowie jede für diese 
Pflichtversicherung bedeutsame Änderung dem jeweils zuständigen Träger der 
Kranken-, Unfall- oder Pensionsversicherung unverzüglich bekanntzugeben. 

Zusatzbeitrag für Angehörige Zusatzbeitrag für Angehörige 
§ 51d. (1) Für Angehörige (§ 123) ist ein Zusatzbeitrag im Ausmaß von 

3,4% der für den Versicherten (die Versicherte) heranzuziehenden 
Beitragsgrundlage (Pension) zu leisten, für deren Ermittlung § 21 AlVG 
sinngemäß anzuwenden ist. Der Zusatzbeitrag entfällt zur Gänze auf den (die) 
Versicherte(n). 

§ 51d. (1) Für Angehörige (§ 123) ist ein Zusatzbeitrag im Ausmaß von 3,4% 
der für den Versicherten (die Versicherte) heranzuziehenden Beitragsgrundlage 
(Pension) zu leisten. Der Zusatzbeitrag entfällt zur Gänze auf den (die) 
Versicherte(n). 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 
Säumniszuschläge Säumniszuschläge 

§ 114. (1) Den in § 111 Abs. 1 genannten Personen (Stellen) werden 
Säumniszuschläge vorgeschrieben, wenn 

§ 114. (1) Den in § 111 Abs. 1 genannten Personen (Stellen) werden 
Säumniszuschläge vorgeschrieben, wenn 
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 1. die Anmeldung zur Pflichtversicherung nicht innerhalb von sieben 

Tagen ab dem Beginn der Pflichtversicherung mittels elektronischer 
Datenfernübertragung erstattet wurde oder 

 1. die Anmeldung zur Pflichtversicherung nicht innerhalb von sieben Tagen 
ab dem Beginn der Pflichtversicherung mittels elektronischer 
Datenfernübertragung oder gemäß § 41 Abs. 4 erstattet wurde oder 

 2. bis 6. unverändert.  2. bis 6. unverändert. 
(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 
 (6a) Erreicht die Summe der nach den Abs. 2, 3 und 6 angefallenen 

Säumniszuschläge in einem Beitragszeitraum (§ 34 Abs. 2) je Versicherungsträger 
das Fünffache der Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 Abs. 1), so sind damit alle 
diesbezüglichen Meldeverstöße pauschal abgegolten. 

(7) Der Versicherungsträger kann in den Fällen des Abs. 1 Z 3 bis 6 unter 
Berücksichtigung der Art des Meldeverstoßes auf den Säumniszuschlag zur 
Gänze oder zum Teil verzichten oder den bereits entrichteten Säumniszuschlag 
rückerstatten. 

(7) Der Versicherungsträger kann in den Fällen des Abs. 1 unter 
Berücksichtigung der Art des Meldeverstoßes, der wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Beitragsschuldners/der Beitragsschuldnerin, des Verspätungszeitraumes und 
der Erfüllung der bisherigen Meldeverpflichtungen auf den Säumniszuschlag zur 
Gänze oder zum Teil verzichten oder den bereits entrichteten Säumniszuschlag 
rückerstatten. 

Beiträge für Personen, die dem Dienstleistungsscheckgesetz unterliegen Beiträge für Personen, die dem Dienstleistungsscheckgesetz unterliegen 
§ 471m. Bei Personen, die dem Dienstleistungsscheckgesetz unterliegen 

und bei denen das Entgelt den Betrag nach § 5 Abs. 2 überschreitet, sind die 
Beiträge auf Grund der vorgelegten Dienstleistungsschecks vom zuständigen 
Krankenversicherungsträger monatlich vorzuschreiben. 

§ 471m. Bei Personen, die dem Dienstleistungsscheckgesetz unterliegen und 
bei denen das Entgelt den Betrag nach § 5 Abs. 2 überschreitet, sind die Beiträge 
auf Grund der vorgelegten Dienstleistungsschecks vom zuständigen 
Krankenversicherungsträger vorzuschreiben. 

Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 
(85. Novelle) 

Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 
(85. Novelle) 

§ 689. (1) bis (7) unverändert. § 689. (1) bis (7) unverändert. 
 (8) Auf Meldepflichten, die Beitragszeiträume vor dem 1. Jänner 2019 

betreffen, sind die §§ 33, 34, 41, 56, 58 und 113 in der am 31. Dezember 2018 
geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 

 
Schlussbestimmung zu Art. 21 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 

 § 713. Die §§ 38a samt Überschrift, 51d und 471m in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2018 treten mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 
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Artikel 22 
Änderung des Nachtschwerarbeitsgesetzes 

Artikel XIII Artikel XIII 
Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

(1) bis (11) unverändert. (1) bis (11) unverändert. 
(12) Art. XI Abs. 5 ist in den Kalenderjahren 1997 bis 2011 nicht 

anzuwenden. 
(12) Art. XI Abs. 5 ist in den Kalenderjahren 1997 bis 2011 und im 

Kalenderjahr 2017 nicht anzuwenden. 
(13) unverändert. (13) unverändert. 

Artikel 23 
Änderung des Gesundheitsberuferegister-Gesetzes 

§ 15. (1) Personen, die einen Gesundheitsberuf gemäß § 1 Abs. 2 in 
Österreich auszuüben beabsichtigen und die in den jeweiligen 
berufsrechtlichen Bestimmungen normierten Voraussetzungen für die 
Berufsausübung erfüllen, haben vor Aufnahme ihrer beruflichen Tätigkeit bei 
der gemäß § 4 zuständigen Registrierungsbehörde die Aufnahme in das 
Gesundheitsberuferegister mittels eines von den Registrierungsbehörden zur 
Verfügung zu stellenden Formulars zu beantragen. Für Angehörige der 
Pflegeassistenz und der Pflegefachassistenz ist der Antrag jedenfalls bei der 
Bundesarbeitskammer einzubringen und von dieser zu bearbeiten. 

§ 15. (1) Personen, die einen Gesundheitsberuf gemäß § 1 Abs. 2 in 
Österreich auszuüben beabsichtigen und die in den jeweiligen berufsrechtlichen 
Bestimmungen normierten Voraussetzungen für die Berufsausübung erfüllen, 
haben vor Aufnahme ihrer beruflichen Tätigkeit bei der gemäß § 4 zuständigen 
Registrierungsbehörde die Aufnahme in das Gesundheitsberuferegister mittels 
eines von den Registrierungsbehörden zur Verfügung zu stellenden Formulars zu 
beantragen. Für Angehörige der Pflegeassistenz und der Pflegefachassistenz sowie 
Absolventen/-innen einer Schule für Gesundheits- und Krankenpflege ist der 
Antrag jedenfalls bei der Bundesarbeitskammer einzubringen und von dieser zu 
bearbeiten. 

(2) bis (10) … (2) bis (10) … 
§ 29. (1) bis (4) ... § 29. (1) bis (4) ... 
 (5) § 15 Abs. 1 2. Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 

xx/2018, tritt mit 1. Juli 2018 in Kraft. 
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Artikel 24 
Änderung des Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetzes 

Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen 
§ 6a. (1) bis (4) … § 6a. (1) bis (4) … 
(5) Das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen hat sich, um die 

Vollziehung der in Abs. 1 angeführten hoheitlichen Aufgaben zu bewirken, 
auch der der Agentur zu Gebote stehenden Mittel zu bedienen sowie fachlich 
befähigte Kontrollorgane einzusetzen und ihnen zu diesem Zweck eine 
entsprechende Ausweisurkunde sowie ein Dienstabzeichen auszustellen. 
Nähere Regelungen über Form und Gestaltung des Dienstabzeichens hat das 
Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen durch Verordnung zu treffen. 
Diese Verordnung ist im Internet auf der Home-Page des Bundesamtes für 
Sicherheit im Gesundheitswesen kundzumachen. 

(5) Das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen hat sich, um die 
Vollziehung der in Abs. 1 angeführten hoheitlichen Aufgaben zu bewirken, auch 
der der Agentur zu Gebote stehenden Mittel zu bedienen sowie fachlich befähigte 
Kontrollorgane einzusetzen und ihnen zu diesem Zweck eine entsprechende 
Ausweisurkunde sowie ein Dienstabzeichen auszustellen. Nähere Regelungen über 
Form und Gestaltung des Dienstabzeichens hat das Bundesamt für Sicherheit im 
Gesundheitswesen durch Verordnung zu treffen. Verordnungen des Bundesamtes 
für Sicherheit im Gesundheitswesen sind auf der Homepage des Bundesamtes 
einschließlich des Datums der Veröffentlichung allgemein zugänglich 
kundzumachen. 

(5a) bis (7) … (5a) bis (7) … 
(8) Die Ansätze des Gebührentarifs sind anhand des von der 

Bundesanstalt „Statistik Österreich“ verlautbarten Verbraucherpreisindex 
(VPI 2010) oder des an seine Stelle tretenden Index wertgesichert und sind 
jährlich, erstmals ab dem 1. Jänner 2016, jeweils mit Wirkung zum 1. Jänner 
eines jeden Kalenderjahres anzupassen. Die Anpassung erfolgt unter 
Berücksichtigung der durchschnittlichen Indexveränderung vom November 
des vorvorigen Jahres bis Oktober des Vorjahres. Ausgangsbasis für die 
Wertanpassung ist die für den Monat Jänner des Jahres 2015 verlautbarte 
Indexzahl. Das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen hat den Tarif 
gemäß Abs. 6 im Internet auf der Homepage der Agentur einschließlich des 
Datums der Veröffentlichung allgemein zugänglich kundzumachen. 

(8) Die Ansätze des Gebührentarifs sind anhand des von der Bundesanstalt 
„Statistik Österreich“ verlautbarten Verbraucherpreisindex (VPI 2010) oder des an 
seine Stelle tretenden Index wertgesichert und sind jährlich, erstmals ab dem 
1. Jänner 2016, jeweils mit Wirkung zum 1. Jänner eines jeden Kalenderjahres 
anzupassen. Die Anpassung erfolgt unter Berücksichtigung der durchschnittlichen 
Indexveränderung vom November des vorvorigen Jahres bis Oktober des 
Vorjahres. Ausgangsbasis für die Wertanpassung ist die für den Monat Jänner des 
Jahres 2015 verlautbarte Indexzahl 

(9) und (10) … (9) und (10) … 
§ 12b. (1) Zweckgebunden zur anteiligen Finanzierung der Aufgaben der 

Agentur nach § 6a Abs. 5 und § 8 Abs. 2 Z 13 und 15 haben die öffentlichen 
Apotheken für die Abgabe von Arzneimitteln für die Jahre 2016 bis 2018 eine 
jährliche Abgabe von jeweils 3,5 Millionen Euro zu entrichten. 

§ 12b. (1) Zweckgebunden zur anteiligen Finanzierung der Aufgaben der 
Agentur nach § 6a Abs. 5 und § 8 Abs. 2 Z 13 und 15 haben die öffentlichen 
Apotheken für die Abgabe von Arzneimitteln für die Jahre 2016 bis 2022 eine 
jährliche Abgabe von jeweils 3,5 Millionen Euro zu entrichten. 
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(2) bis (9) … (2) bis (9) … 

Schlussbestimmungen Schlussbestimmungen 
§ 19. (1) bis (26) … § 19. (1) bis (26) … 
(27) Abweichend von § 12 Abs. 1a beträgt die Erhöhung der 

Basiszuwendung für die Jahre 2016 bis 2019 17,175 Millionen Euro. 
(27) Abweichend von § 12 Abs. 1a beträgt die Erhöhung der Basiszuwendung 

für die Jahre 2016 bis 2023 17,175 Millionen Euro. 
(27) § 8 Abs. 2 Z 6a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 130/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 
(27) § 8 Abs. 2 Z 6a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 130/2015 

tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 
 (28) Die Änderungen in § 6a Abs. 5 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr, xx/2018 treten mit 1. Jänner 2006, die Änderungen in § 12b Abs. 1 und 
§ 19 Abs. 27 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr, xx/2018 treten mit 
dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

Artikel 25 
Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 

Altersteilzeitgeld Altersteilzeitgeld 
§ 27. (1) … § 27. (1) … 
(2) Altersteilzeitgeld gebührt für längstens fünf Jahre für Personen, die 

nach spätestens sieben Jahren das Regelpensionsalter vollenden und die  
(2) Altersteilzeitgeld gebührt für längstens fünf Jahre für Personen, die das 

Regelpensionsalter vor Ablauf des Jahres 2018 nach spätestens sieben Jahren, ab 
2019 nach spätestens sechs Jahren und ab 2020 nach spätestens fünf Jahren 
vollenden sowie 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
(2a) bis (8) … (2a) bis (8) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 79. (1) bis (161) … § 79. (1) bis (161) … 
 (162) § 27 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 

tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 
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Artikel 26 
Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes 

Beschäftigung älterer Personen  
§ 1a. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

hat die Beschäftigungsquoten der 55- bis 59-jährigen Männer, der 60- bis 64-
jährigen Männer sowie der 55- bis 59-jährigen Frauen zum 30. Juni 2017 zu 
ermitteln. 

 

(2) Als Beschäftigungsquote gilt der Anteil der Erwerbstätigen an der 
Bevölkerung der jeweiligen Altersgruppe laut Bundesanstalt „Statistik 
Österreich“. Als erwerbstätig gelten alle unselbständig Beschäftigten (nach 
der Abgrenzung des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger einschließlich der Beamt/inn/en, jedoch ohne 
geringfügig Beschäftigte, basierend auf den Daten des Hauptverbandes) und 
alle selbständig Beschäftigten (auf Basis des Hauptverbandes, der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und nach der 
Abgrenzung im Data Warehouse des Arbeitsmarktservice und im 
Sozialministeriums-Informationssystem BALI). Die Ermittlung der Zahl der 
Erwerbstätigen und der Zahl der Bevölkerung in den jeweiligen Altersgruppen 
erfolgt als Monatsbetrachtung zum 30. Juni 2017. Dabei wird in der 
Monatsbetrachtung der jeweilige Monatsendbestand zum 30. Juni 2017 der 
unselbständigen und selbständigen Beschäftigung zum 
Jahresdurchschnittsbestand der Bevölkerung im Jahr 2017 in Beziehung 
gesetzt. 

 

(3) Die Zielwerte für die Beschäftigung älterer Personen zum 30. Juni 
2017 betragen: 

 

 1. für 55- bis 59-jährige Männer 73,6 %,  
 2. für 60- bis 64-jährige Männer 33,1 %,  
 3. für 55- bis 59-jährige Frauen 60,1 %.  

(4) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat 
bis spätestens 31. Oktober 2017 die ermittelten Beschäftigungsquoten gemäß 
Abs. 1 und allfällige Abweichungen von den Zielwerten gemäß Abs. 3 Z 1 bis 3 
sowie das Über- oder Unterschreiten eines oder mehrerer dieser Zielwerte im 
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Bundesgesetzblatt kundzumachen. 

(5) Bei Unterschreitung eines oder mehrerer Zielwerte gemäß Abs. 3 gilt 
für Dienstgeber, die durchschnittlich mindestens 25 vollversicherte (freie) 
DienstnehmerInnen, ausgenommen RehabilitationsgeldbezieherInnen und 
Lehrlinge, beschäftigen und deren Dienstgeberquote gemäß § 31 Abs. 14 Z 3 
ASVG die für das davor liegende Jahr festgestellte Branchenquote gemäß § 31 
Abs. 14 Z 2 ASVG nicht erreicht, dass sich die Auflösungsabgabe gemäß § 2b 
Abs. 1 im darauf folgenden Kalenderjahr jeweils auf den doppelten Betrag 
erhöht. 

 

Auflösungsabgabe  
§ 2b Abs. 1 bis 6 tritt gemäß § 13e IESG und § 35 IESG mit Ablauf des 

31. Dezember 2019 außer Kraft. 
§ 2b Abs. 1 bis 6 tritt gemäß § 11 Abs. 4 AMPFG mit Ablauf des 

31. Dezember 2019 außer Kraft. 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 10. (1) bis (65) … § 10. (1) bis (65) … 
 (66) Reserviert für Regierungsvorlage betreffend Änderung des § 2a. 
 (67) § 13, § 14 Abs. 1 und § 15 Abs. 1 und 3 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 treten mit 8. Jänner 2018 in Kraft. 
Außerkrafttreten Außerkrafttreten 

§ 11. (1) und (2) … § 11. (1) und (2) … 
 (3) § 1a samt Überschrift und § 17 Abs. 4 bis 8 treten mit Ablauf des 30. Juni 

2018 außer Kraft. 
 (4) § 2b samt Überschrift tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 außer Kraft. 

§ 17 Abs. 1 bis 3 samt Überschrift tritt hinsichtlich der zu leistenden 
Vorauszahlungen mit Ablauf des 31. Dezember 2019 und hinsichtlich der 
Abrechnung mit Ablauf des 30. Juni 2020 außer Kraft. 

Finanzielle Bedeckung bestimmter Beihilfen nach dem AMSG Finanzielle Bedeckung bestimmter Beihilfen nach dem AMSG 
§ 13. (1) Beihilfen bei Kurzarbeit gemäß § 37b AMSG und Beihilfen bei 

Kurzarbeit mit Qualifizierung gemäß § 37c AMSG sind wie Ausgaben nach 
dem AlVG zu behandeln, wobei im Jahr 2015 eine Obergrenze von 30 Mio. € 
und ab dem Jahr 2016 jeweils eine Obergrenze von 20 Mio. € jährlich gilt. 

§ 13. (1) Beihilfen bei Kurzarbeit gemäß § 37b AMSG und Beihilfen bei 
Kurzarbeit mit Qualifizierung gemäß § 37c AMSG sind bis zu einer Obergrenze 
von 20 Mio. € jährlich wie Ausgaben nach dem AlVG zu behandeln. 

(2) Die Obergrenze für die Bedeckung von Beihilfen und Maßnahmen für 
Personen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben und länger als 180 Tage 

(2) Die Obergrenze für die Bedeckung von Beihilfen und Maßnahmen aus 
dem für Leistungen nach dem AlVG vorgesehenen Aufwand beträgt für Personen, 
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beim Arbeitsmarktservice vorgemerkt sind, aus dem für Leistungen nach dem 
AlVG vorgesehenen Aufwand beträgt im Jahr 2014 100 Mio. €, im Jahr 2015 
120 Mio. €, im Jahr 2016 150 Mio. € und ab dem Jahr 2017 175 Mio. €. Dies 
gilt jeweils auch für Personen, die zwar kürzer als 180 Tage vorgemerkt sind, 
aber deren Beschäftigungschancen wegen gesundheitlicher Einschränkungen 
oder langer Abwesenheit vom Arbeitsmarkt (WiedereinsteigerInnen, 
arbeitsmarktferne Personen) erschwert sind. Die Obergrenze für die 
Bedeckung von Beihilfen und Maßnahmen für Personen, die beim 
Arbeitsmarktservice vorgemerkt sind und deren Arbeitslosigkeit im 
Geschäftsfall 365 Tage überschreitet, aus dem für Leistungen nach dem AlVG 
vorgesehenen Aufwand beträgt im Jahr 2016 bis zu 100 Mio. € und ab dem 
Jahr 2017 jeweils bis zu 120 Mio. €. Von den Mitteln für die in den ersten drei 
Sätzen genannten Personengruppen sind im Bundesdurchschnitt jeweils bis zu 
60 vH für Eingliederungsbeihilfen und Kombilohn sowie bis zu 40 vH für 
Sozialökonomische Betriebe und Gemeinnützige Beschäftigungsprojekte zu 
verwenden. Die Obergrenze für die Bedeckung von Beihilfen und Maßnahmen 
für Asylberechtigte und subsidiär Schutzberechtigte aus dem für Leistungen 
nach dem AlVG vorgesehenen Aufwand beträgt im Jahr 2016 bis zu 70 Mio. € 
und ab dem Jahr 2017 jeweils bis zu 80 Mio. €. Die gemeinsame Höchstgrenze 
für die Bedeckung von Beihilfen und Maßnahmen für Personen, die beim 
Arbeitsmarktservice vorgemerkt sind und deren Arbeitslosigkeit im 
Geschäftsfall 365 Tage überschreitet, und für Asylberechtigte und subsidiär 
Schutzberechtigte aus dem für Leistungen nach dem AlVG vorgesehenen 
Aufwand beträgt im Jahr 2016 150 Mio. € und ab dem Jahr 2017 175 Mio. €. 

die das 50. Lebensjahr vollendet haben und länger als 90 Tage beim 
Arbeitsmarktservice vorgemerkt sind oder zwar kürzer als 90 Tage vorgemerkt 
sind, aber deren Beschäftigungschancen wegen gesundheitlicher Einschränkungen 
oder langer Abwesenheit vom Arbeitsmarkt (WiedereinsteigerInnen, 
arbeitsmarktferne Personen) erschwert sind, jährlich bis zu 165 Mio. € und für 
Personen, die beim Arbeitsmarktservice vorgemerkt sind und deren 
Arbeitslosigkeit im Geschäftsfall 365 Tage überschreitet, jährlich bis zu 105 
Mio. €. Von den Mitteln für diese Personengruppen sind im Bundesdurchschnitt 
60 vH für arbeitsplatznahe Qualifizierungen (Programm AQUA, 
Implacementstiftungen), Eingliederungsbeihilfen und Kombilohn zu verwenden. 

(3) Ausgaben zur Eingliederung von arbeitsfähigen Asylberechtigten und 
subsidiär Schutzberechtigten sowie von Personen, die mit hoher 
Wahrscheinlichkeit den Status des/der Asylberechtigten oder subsidiär 
Schutzberechtigten erhalten werden, in den Arbeitsmarkt im Rahmen eines 
Integrationsjahres nach dem IJG (§ 1 Abs. 2 Z 17) sind zusätzlich zu den 
gemäß Abs. 2 bedeckbaren Ausgaben in den Jahren 2017 und 2018 jeweils bis 
zu einer Obergrenze von 100 Mio. € jährlich wie Ausgaben nach dem AlVG zu 
behandeln. 

(3) Ausgaben zur Eingliederung von arbeitsfähigen Asylberechtigten und 
subsidiär Schutzberechtigten sowie von Personen, die mit hoher 
Wahrscheinlichkeit den Status des/der Asylberechtigten oder subsidiär 
Schutzberechtigten erhalten werden, in den Arbeitsmarkt im Rahmen eines 
Integrationsjahres nach dem IJG (§ 1 Abs. 2 Z 17) sind im Jahr 2018 bis zu einer 
Obergrenze von 50 Mio. € jährlich wie Ausgaben nach dem AlVG zu behandeln. 

(4) Ausgaben für Beihilfen und Maßnahmen im Rahmen der 
Beschäftigungsaktion 20.000 zur Schaffung und Förderung von Arbeitsplätzen 
in Gemeinden, über gemeinnützige Trägervereine und Unternehmen für über 
50-jährige Langzeitbeschäftigungslose sind ab Juli 2017 bis 30. Juni 2019 bis 

(4) Ausgaben für Beihilfen und Maßnahmen im Rahmen der 
Beschäftigungsaktion 20.000 zur Schaffung und Förderung von Arbeitsplätzen in 
Gemeinden, über gemeinnützige Trägervereine und Unternehmen für über 50-
jährige Langzeitbeschäftigungslose sind ab Juli 2017 bis 30. Juni 2019 bis zu einer 
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zu einer Obergrenze von 778 Mio. € wie Ausgaben nach dem AlVG zu 
behandeln. Die Maßnahmen sind bis Ende 2018 durch das Bundesministerium 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu evaluieren. 

Obergrenze von 185 Mio. € wie Ausgaben nach dem AlVG zu behandeln. 

Überweisung an den Insolvenz-Entgelt-Fonds Überweisung an den Insolvenz-Entgelt-Fonds 
§ 14. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 

Konsumentenschutz hat dem Insolvenz-Entgelt-Fonds als Beitrag zur 
Erfüllung seiner Verpflichtungen ab dem Jahr 2011 Mittel aus der Gebarung 
Arbeitsmarktpolitik im Ausmaß von jeweils 41 vH der auf Grund der 
Neuregelung des § 2 Abs. 8 durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 39/2011 
sowie des Entfalls des § 2 Abs. 8 durch das 2. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I 
Nr. 35/2012, durch Beitragsleistungen für Personen, die das 60. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, erzielten zusätzlichen Mehreinnahmen zur 
Verfügung zu stellen. 

§ 14. (1) Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz hat dem Insolvenz-Entgelt-Fonds als Beitrag zur Erfüllung 
seiner Verpflichtungen ab dem Jahr 2011 Mittel aus der Gebarung 
Arbeitsmarktpolitik im Ausmaß von jeweils 41 vH der auf Grund der Neuregelung 
des § 2 Abs. 8 durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 39/2011 sowie des Entfalls des 
§ 2 Abs. 8 durch das 2. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I Nr. 35/2012, durch 
Beitragsleistungen für Personen, die das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, erzielten zusätzlichen Mehreinnahmen zur Verfügung zu stellen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
Zuführung an die Arbeitsmarktrücklage Zuführung an die Arbeitsmarktrücklage 

§ 15. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz hat zur Sicherstellung der Finanzierung besonderer 
arbeitsmarktpolitischer Projekte insbesondere für Jugendliche, Frauen und 
Ältere Mittel im Ausmaß von jeweils 41 vH der auf Grund der Änderung des 
§ 2 Abs. 8 durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 39/2011 sowie des Entfalls des 
§ 2 Abs. 8 durch das 2. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I Nr. 35/2012, durch 
Beitragsleistungen für Personen, die das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, erzielten zusätzlichen Mehreinnahmen der Arbeitsmarktrücklage gemäß 
§ 50 AMSG zur Verfügung zu stellen. 

§ 15. (1) Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz hat dem Insolvenz-Entgelt-Fonds als Beitrag zur Erfüllung 
seiner Verpflichtungen ab dem Jahr 2011 Mittel aus der Gebarung 
Arbeitsmarktpolitik im Ausmaß von jeweils 41 vH der auf Grund der Neuregelung 
des § 2 Abs. 8 durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 39/2011 sowie des Entfalls des 
§ 2 Abs. 8 durch das 2. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I Nr. 35/2012, durch 
Beitragsleistungen für Personen, die das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, erzielten zusätzlichen Mehreinnahmen zur Verfügung zu stellen. 

(2) Die betreffenden Mittel sind jeweils zu akontieren und auf der 
Grundlage einer gesonderten Berechnung des Hauptverbandes der 
österreichischen Sozialversicherungsträger abzurechnen. Die Abrechnung hat 
jeweils im September des Folgejahres zu erfolgen. Die Differenz zwischen der 
Akontierung und den tatsächlichen bei der Abrechnung festgestellten 
Einnahmen ist mit der jeweils nächstfolgenden Akontierung gegen zu rechnen. 

(2) Die betreffenden Mittel sind jeweils zu akontieren und auf der Grundlage 
einer gesonderten Berechnung des Hauptverbandes der österreichischen 
Sozialversicherungsträger abzurechnen. Die Abrechnung hat jeweils im September 
des Folgejahres zu erfolgen. Die Differenz zwischen der Akontierung und den 
tatsächlichen bei der Abrechnung festgestellten Einnahmen ist mit der jeweils 
nächstfolgenden Akontierung gegen zu rechnen. 

(3) Die Akontierung der Mittel für das Jahr 2011 hat im Dezember 2011 
zu erfolgen. Die Akontierung der Mittel für das Jahr 2012 und für die 
Folgejahre hat jeweils im Oktober des laufenden Jahres zu erfolgen. Die 
Akontierung hat auf der Grundlage einer Prognose ausgehend von den bis 

(3) Die Akontierung der Mittel hat jeweils im Oktober des laufenden Jahres 
auf der Grundlage einer Prognose zu erfolgen, die von den bis dahin vorliegenden 
Daten betreffend die Entwicklung der Beschäftigung und der Einkommen der 
arbeitslosenversicherungs(beitrags)pflichtigen unselbständig Beschäftigten, die das 
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dahin vorliegenden Daten betreffend die Entwicklung der Beschäftigung und 
der Einkommen der arbeitslosenversicherungs(beitrags)pflichtigen 
unselbständig Beschäftigten, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, zu 
erfolgen. 

58. Lebensjahr vollendet haben, ausgeht. 

 (4) Die gemäß Abs. 2 und 3 für die Jahre 2018 und 2019 ermittelten Beträge 
sind jeweils um 50 Mio. € zu vermindern. 

Sonderregelungen zur Auflösungsabgabe  
§ 17. (1) Bei Beendigung eines arbeitslosenversicherungspflichtigen 

Dienstverhältnisses hat der Arbeitgeber keine Abgabe gemäß § 2b zu leisten, 
wenn bezüglich des betroffenen Arbeitnehmers der Betrieb (die 
Unternehmung) gemäß §§ 2 oder 3 BUAG dem Sachbereich der 
Urlaubsregelung unterliegt und die für diesen Arbeitnehmer gemäß § 21 
BUAG festgesetzten Zuschläge gemäß § 21a BUAG entrichtet hat. Die 
Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse hat als Ersatz für die dadurch 
entgangenen Abgaben jeweils Pauschalabgeltungen an die zweckgebundene 
Gebarung Arbeitsmarktpolitik zu leisten. Die Verpflichtung zur Leistung der 
Abgabe gemäß § 2b durch den Arbeitgeber bei Beendigung eines 
arbeitslosenversicherungspflichtigen Dienstverhältnisses mit anderen 
Arbeitnehmern bleibt unberührt. 

 

(2) Die Hälfte der Einnahmen aus den Pauschalabgeltungen ist der 
Arbeitsmarktrücklage gemäß § 50 AMSG zuzuführen und für Beihilfen an 
Unternehmen zur Förderung der Beschäftigung älterer Personen zu 
verwenden. 

 

(3) Die Pauschalabgeltung ist in den Monaten März, Juni, September und 
Oktober als Vorauszahlung jeweils in Höhe eines Viertels des Gesamtbetrages 
des Vorjahres zu leisten. Die Differenz zwischen der Vorauszahlung und der 
Abrechnung auf der Grundlage der tatsächlichen abgabepflichtigen 
Beendigungen ist mit der jeweils nächstfolgenden Vorauszahlung gegen zu 
rechnen. 

 

(4) Unter der Voraussetzung, dass die Kundmachung des Bundesministers 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz gemäß § 1a Abs. 4 ergibt, dass ein 
Zielwert oder mehrere Zielwerte gemäß § 1a Abs. 3 unterschritten wurden, 
gelten für die Anwendung der Abs. 1 bis 3, des § 1a Abs. 5 und des § 41 
Abs. 5a FLAG, die in den Abs. 5 bis 8 festgelegten Sonderregelungen. 
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(5) Auf Arbeitgeber, die gemäß §§ 2 oder 3 BUAG dem Sachbereich der 

Urlaubsregelung unterliegen, ist § 41 Abs. 5a FLAG hinsichtlich aller 
beschäftigten Arbeitnehmer nicht anzuwenden. 

 

(6) Die Auflösungsabgabe beträgt ab 2018 für Arbeitgeber gemäß Abs. 5 
hinsichtlich aller Arbeitnehmer das 1,38 fache des gemäß § 2b Abs. 1 
festgelegten Wertes, wenn der jährliche Schwellenwert gemäß Abs. 7 im 
Vorjahr nicht überschritten wurde, und das 1,29 fache des gemäß § 2b Abs. 1 
festgelegten Wertes, wenn der jährliche Schwellenwert gemäß Abs. 7 im 
Vorjahr überschritten wurde. Soweit gemäß Abs. 1 bei Beendigung von 
arbeitslosenversicherungspflichtigen Dienstverhältnissen von den 
Arbeitgebern keine Abgabe zu leisten ist, beträgt die an deren Stelle tretende 
Pauschalabgeltung gemäß Abs. 1 bis 3 ab 2018 das 1,38 fache der errechneten 
Summe, wenn der jährliche Schwellenwert gemäß Abs. 7 im Vorjahr nicht 
überschritten wurde, und das 1,29 fache der errechneten Summe, wenn der 
jährliche Schwellenwert gemäß Abs. 7 im Vorjahr überschritten wurde. 

 

(7) Der jährliche Schwellenwert für den Anteil der unselbständig 
Beschäftigten im Alter von 55 und mehr Jahren an allen unselbständig 
Beschäftigten des ÖNACE Wirtschaftsabschnittes F Bau beträgt im Jahr 2017 
11 %, im Jahr 2018 11,5 %, im Jahr 2019 12 %, im Jahr 2020 12,5 %, im Jahr 
2021 13 % und ab dem Jahr 2022 13,5 %. 

 

(8) Unter der Voraussetzung der Geltung des § 1a Abs. 5 hat der 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ab dem Jahr 2017 
jeweils bis spätestens 31. Oktober des jeweiligen Jahres den ermittelten Anteil 
der unselbständig Beschäftigten im Alter von 55 und mehr Jahren an allen 
unselbständig Beschäftigten des ÖNACE Wirtschaftsabschnittes F Bau und 
das Über- oder Unterschreiten des jährlichen Schwellenwertes gemäß Abs. 7 
im Bundesgesetzblatt kundzumachen. 

 

Artikel 27 
Änderung des Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetzes 

Beiträge zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung Jugendlicher Beiträge zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung Jugendlicher 
§ 13e. (1) bis (5) … § 13e. (1) bis (5) … 
(6) § 2b des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes (AMPFG), BGBl.  
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Nr. 315/1994, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 128/2017, 
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2019 außer Kraft. 

Inkrafttreten der Novelle BGBl. I Nr. 154/2017 Inkrafttreten der Novelle BGBl. I Nr. 154/2017 
§ 35. § 13e Abs. 5 und 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 154/2017 tritt mit 1. Jänner 2018 in Kraft. 
§ 35. § 13e Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 154/2017 

tritt mit 1. Jänner 2018 in Kraft. 

8. Abschnitt 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie 

Artikel 28 
Änderung der Straßenverkehrsordnung 1960 

§ 100. Besondere Vorschriften für das Strafverfahren § 100. Besondere Vorschriften für das Strafverfahren 
(1) bis (10) … (1) bis (10) … 

 (11) Abweichend von Abs. 10 fließen 30 vH der Strafgelder aus jenen 
Verwaltungsübertretungen, die 2019 von Organen der Bundespolizei auf 
Bundesstraßen wahrgenommen werden, der Gebietskörperschaft zu, die den 
Aufwand für diese Organe zu tragen hat. Die Strafgelder sind für die Abdeckung 
des Personal- und Sachaufwandes, der aus dem Einsatz der Organe auf dem Gebiet 
der Verkehrsüberwachung entsteht, und für die Beschaffung und Erhaltung von 
Einrichtungen zur Verkehrsüberwachung zu verwenden. 
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